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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2011 Ausgegeben am 7. Juli 2011 Teil 1

43. Bundesgesetz: Wahlrechtsinderungsgesetz 2011
(NR: GP XXIV IA 1527/A AB 1257 S. 110. BR: AB 8514 S. 798.)

43. Bundesgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz, die Nationalrats-Wahlordnung
1992, das Bundesprisidentenwahlgesetz 1971, die FEuropawahlordnung, das
Wiihlerevidenzgesetz 1973, das Europa-Wiihlerevidenzgesetz, das
Volksabstimmungsgesetz 1972, das Volksbefragungsgesetz 1989, das Volksbegehrengesetz
1973 und die Strafprozessordnung 1975 geindert werden (Wahlrechtsinderungsgesetz
2011)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel 1
(Verfassungsbestimmung)

Anderung des Bundes-Verfassungsgesetzes

Das Bundes-Verfassungsgesetz, BGBL ~ Nr. 1/1930, zuletzt geéndert durch das
Bundesverfassungsgesetz BGBI. I Nr. 98/2010, wird wie folgt gedndert:

1. Art. 6 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

,»(4) In den Angelegenheiten der Durchfiihrung der Wahl des Bundesprésidenten, von Wahlen zu den
allgemeinen Vertretungskdrpern und zum Européischen Parlament, der Wahl des Biirgermeisters durch
die zur Wahl des Gemeinderates Berechtigten, in den Angelegenheiten der Durchfithrung von
Volksbegehren, Volksabstimmungen und Volksbefragungen auf Grund der Bundesverfassung oder einer
Landesverfassung sowie in den Angelegenheiten der unmittelbaren Mitwirkung der zum Gemeinderat
Wabhlberechtigten an der Besorgung der Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde
gelten fiir die Dauer einer Festnahme oder Anhaltung im Sinne des Bundesverfassungsgesetzes iiber den
Schutz der personlichen Freiheit, BGBI. Nr. 684/1988, die letzten Wohnsitze und der letzte
Hauptwohnsitz vor der Festnahme oder Anhaltung als Wohnsitze beziehungsweise Hauptwohnsitz der
festgenommenen oder angehaltenen Person.*

2. Art. 26 Abs. 5 lautet:

»(5) Ein Ausschluss vom Wahlrecht oder von der Wahlbarkeit kann, auch in jeweils
unterschiedlichem Umfang, nur durch Bundesgesetz als Folge rechtskréftiger gerichtlicher Verurteilung
vorgesehen werden.*

3. Art. 60 Abs. 3 lautet:

,»(3) Zum Bundesprésidenten kann nur gewdhlt werden, wer zum Nationalrat wéhlbar ist und am
Wabhltag das 35. Lebensjahr vollendet hat.*
4. Art. 151 wird folgender Abs. 46 angefiigt:

,»(46) Art. 6 Abs. 4, Art. 26 Abs. 5 und Art. 60 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 1
Nr. 43/2011 treten mit 1. Oktober 2011 in Kraft. Das AuBerkrafttreten des bisherigen Art. 60 Abs. 3
zweiter Satz lisst das Gesetz betreffend die Landesverweisung und die Ubernahme des Vermdgens des
Hauses Habsburg-Lothringen, StGBI. Nr. 209/1919, unberiihrt.*
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Artikel 2
Anderung der Nationalrats-Wahlordnung 1992

Das Bundesgesetz iiber die Wahl des Nationalrates (Nationalrats-Wahlordnung 1992 — NRWO),
BGBI. Nr. 471, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 13/2010, wird wie folgt geéndert:

1. § 22 lautet:

,»§ 22. (1) Wer durch ein inldndisches Gericht wegen einer

1.nach dem 14., 15., 16., 17., 18., 24. oder 25. Abschnitt des Besonderen Teils des
Strafgesetzbuches — StGB strafbaren Handlung;

2. strafbaren Handlung gemal §§ 278a bis 278¢ StGB;
. strafbaren Handlung gemal dem Verbotsgesetz 1947;

4. in Zusammenhang mit einer Wahl, einer Volksabstimmung, einer Volksbefragung oder einem
Volksbegehren begangenen strafbaren Handlung nach dem 22. Abschnitt des Besonderen Teils
des StGB

zu einer nicht bedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr oder wegen einer
sonstigen mit Vorsatz begangenen strafbaren Handlung zu einer nicht bedingt nachgesehenen
Freiheitsstrafe von mehr als fiinf Jahren rechtskriftig verurteilt wird, kann vom Gericht (§ 446a StPO)
unter Zugrundelegung der Umstinde des Einzelfalls vom Wahlrecht ausgeschlossen werden.

(2) Der Ausschluss vom Wahlrecht beginnt mit Rechtskraft des Urteils und endet, sobald die Strafe
vollstreckt ist und mit Freiheitsentzichung verbundene vorbeugende MaBnahmen vollzogen oder
weggefallen sind; ist die Strafe nur durch Anrechnung einer Vorhaft verbiilt worden, so endet der
Ausschluss mit Rechtskraft des Urteils. Féllt das Ende des Ausschlusses vom Wahlrecht in die Zeit nach
dem Stichtag, so kann bis zum Ende des Einsichtszeitraums (§ 25 Abs. 1) die Aufnahme in das
Waihlerverzeichnis begehrt werden.*

W

2.§ 25 Abs. 2 lautet:

»(2) Die Auflegung des Wihlerverzeichnisses hat der Biirgermeister vor Beginn des
Einsichtszeitraums ortsiiblich kundzumachen. Die Kundmachung hat auch den Einsichtszeitraum, die fiir
die Einsichtnahme bestimmten Tagesstunden, die — ausgenommen an Sonntagen und an Feiertagen —
nicht unter vier Stunden bemessen sein diirfen, die Bezeichnung der Amtsrdume, in denen das
Wihlerverzeichnis aufliegt, die Amtsstelle, bei der Einspriiche gegen das Wéhlerverzeichnis eingebracht
werden konnen, sowie die Bestimmungen des Abs. 3 und der §§ 28 und 33 zu enthalten. Bei der
Festsetzung der fiir die Einsichtnahme bestimmten Tagesstunden ist darauf Bedacht zu nehmen, dass die
Einsichtnahme auch auBlerhalb der normalen Arbeitszeit ermdglicht wird. An Sonntagen und an
Feiertagen kann die Ermdglichung der Einsichtnahme unterbleiben.*

3. § 39 lautet:

,»8 39. (1) Die Ausstellung der Wahlkarte ist bei der Gemeinde, von der der Wahlberechtigte in das
Wahlerverzeichnis eingetragen wurde, beginnend mit dem Tag der Wahlausschreibung schriftlich oder
miindlich unter Angabe des Grundes gemil3 § 38 Abs. 1 zu beantragen. Eine telefonische Beantragung ist
nicht zuldssig. Der Antrag kann schriftlich bis spitestens am vierten Tag vor dem Wahltag gestellt
werden. Miindlich kann der Antrag bis spitestens am zweiten Tag vor dem Wahltag, 12.00 Uhr, gestellt
werden. Ebenfalls bis zum letztgenannten Zeitpunkt kann ein Antrag schriftlich gestellt werden, wenn
eine personliche Ubergabe der Wahlkarte an eine vom Antragsteller bevollmichtigte Person méglich ist.
Im Ausland kann die Ausstellung und Ausfolgung der Wahlkarte auch im Weg einer Osterreichischen
Vertretungsbehorde beantragt werden. Beim miindlich gestellten Antrag ist die Identitit durch ein
Dokument glaubhaft zu machen. Beim schriftlich gestellten Antrag kann die Identitdt, sofern der
Antragsteller nicht amtsbekannt ist oder der Antrag im Fall einer elektronischen Einbringung nicht mit
einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist, auch auf andere Weise, insbesondere durch
Angabe der Passnummer, durch Vorlage der Ablichtung eines amtlichen Lichtbildausweises oder einer
anderen Urkunde glaubhaft gemacht werden. Die Gemeinde ist erméchtigt, die Passnummer im Weg
einer Passbehdrde und Lichtbildausweise oder andere Urkunden im Weg der fiir die Ausstellung dieser
Dokumente zustédndigen Behorde zu iiberpriifen. Im Fall des § 38 Abs. 2 hat der Antrag das ausdriickliche
Ersuchen um den Besuch durch eine besondere Wahlbehdrde gemill § 73 Abs. 1 und die genaue Angabe
der Rédumlichkeiten, wo der Antragsteller den Besuch durch eine besondere Wahlbehdrde erwartet, zu
enthalten. Bei Personen, die sich in 6ffentlichem Gewahrsam befinden, hat der Antrag eine behordliche
Bestétigung tiber die Unterbringung aufzuweisen.
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(2) Ein Wahlberechtigter mit Hauptwohnsitz im Ausland, der in die Wé&hlerevidenz (§ 2a des
Waihlerevidenzgesetzes 1973) eingetragen ist, ist, sofern seine Wohnadresse in der Wahlerevidenz erfasst
ist, von der Gemeinde, von der er in die Wéhlerevidenz eingetragen wurde, umgehend nach
Ausschreibung der Wahl des Nationalrats im Postweg tiber die Moglichkeit der Ausiibung des Wahlrechts
im Weg der Briefwahl zu verstdndigen. Hierbei ist er iiber die Mdglichkeiten zur Antragstellung,
gegebenenfalls auch iiber eine Antragstellung per Internet, in Kenntnis zu setzen. Die Verstindigung kann
per E-Mail erfolgen, wenn der Gemeinde eine E-Mail-Adresse bekannt ist. An Personen, die eine
amtswegige Ausstellung der Wahlkarte geméll § 2a Abs. 6 oder § 9 Abs. 4 des Wihlerevidenzgesetzes
1973 beantragt haben, sind Wahlkarten zu iibermitteln, sobald der Gemeinde die entsprechenden
Vordrucke sowie die amtlichen Stimmzettel zur Verfligung stehen.

(3) Die Wahlkarte ist als verschlieBbarer Briefumschlag herzustellen und hat die in der Anlage 3
ersichtlichen Aufdrucke zu tragen. Durch entsprechende technische Vorkehrungen ist sicherzustellen,
dass die den Wahlberechtigten betreffenden personlichen Daten, insbesondere dessen Unterschrift, vor
Weiterleitung an die Bezirkswahlbehorde, durch eine verschlieBbare Lasche abgedeckt sind und dass es
nach Verschlieen der Wahlkarte durch entsprechende Perforation moglich ist, die personlichen Daten
des Wihlers sowie dessen eidesstattliche Erklarung bei der Bezirkswahlbehorde sichtbar zu machen, ohne
dass dadurch die Wahlkarte bereits gedffnet wird. Die Lasche hat entsprechend der technischen
Beschaffenheit der Wahlkarte Aufdrucke mit Hinweisen zu ihrer Handhabung im Fall der Stimmabgabe
mittels Briefwahl sowie zur Weiterleitung der Wahlkarte zu tragen. Bei Wahlkarten, die mittels
automationsunterstiitzter Datenverarbeitung ausgestellt werden, geniigt anstelle der Unterschrift des
Biirgermeisters die Beisetzung seines Namens; eine Beglaubigung durch die Kanzlei ist nicht
erforderlich.

(4) Wird dem Antrag auf Ausstellung einer Wahlkarte stattgegeben, so sind neben der Wahlkarte
auch ein amtlicher Stimmzettel und ein verschlieBbares Wahlkuvert, auf dem die Nummer des
Landeswahlkreises aufgedruckt ist, auszufolgen. Letztere sind in den im Abs. 3 genannten Briefumschlag
zu legen. Der Briefumschlag ist dem Antragsteller auszufolgen. Der Antragsteller hat den Briefumschlag
bis zur Stimmabgabe sorgfiltig zu verwahren. Mit dem Briefumschlag ist auch ein von den
Landeswahlbehorden zur Verfiigung zu stellendes Beiblatt auszufolgen, auf dem die verdffentlichten
Wabhlvorschldge des Landeswahlkreises angefiihrt sind. Im Fall einer postalischen Versendung ist das
Kuvert, in dem sich die Wahlkarte befindet, mit dem Vermerk ,,Wahlkarte fiir die Nationalratswahl
XXXX*“ zu kennzeichnen.

(5) Fiir die Ausfolgung oder die Ubermittlung beantragter Wahlkarten gilt:

1.Im Fall der personlichen Ausfolgung einer Wahlkarte hat der Antragsteller eine
Ubernahmebestitigung zu unterschreiben. Ist der Antragsteller hierzu nicht in der Lage, so ist
hiertiiber ein Aktenvermerk aufzunehmen.

2. Bei Pfleglingen in Heil- und Pflegeanstalten (§ 72) ist die Wahlkarte im Fall einer postalischen
Versendung mittels eingeschriebener Briefsendung ausschlieflich an den Empfinger selbst zu
richten. In diesem Fall ist die Briefsendung mit dem Vermerk ,,Nicht an Postbevollméchtigte™ zu
versehen.

3. Werden Wahlkarten an den in Z 2 genannten Personenkreis durch Boten iiberbracht, so ist die
Ubernahmebestitigung durch den Pflegling selbst zu unterfertigen. Ist der Antragsteller hierzu
nicht in der Lage, so ist hieriiber ein Aktenvermerk aufzunehmen.

4. Bei nicht in Z 2 genannten Antragstellern ist die Wahlkarte im Fall einer postalischen
Versendung mittels eingeschriebener Briefsendung zu versenden, es sei denn, die Wahlkarte
wurde miindlich beantragt, der elektronisch eingebrachte Antrag war mit einer qualifizierten
elektronischen Signatur versehen oder die amtswegige Ausstellung der Wahlkarte erfolgte
aufgrund eines Antrags gemil § 2a Abs. 6 oder § 9 Abs. 4 des Wiéhlerevidenzgesetzes 1973.

5. Werden Wahlkarten an den nicht in Z 2 genannten Personenkreis durch Boten oder im Weg einer
osterreichischen Vertretungsbehorde iibermittelt, so ist analog zu § 16 Abs. 1 und 2 des
Zustellgesetzes — ZustG vorzugehen, mit der Mafgabe, dass eine Wahlkarte auch an
wahlberechtigte Personen ausgefolgt werden kann, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben. Die Ausfolgung kann ohne Nachweis erfolgen, wenn die Wahlkarte miindlich beantragt
wurde oder der elektronisch eingebrachte Antrag mit einer qualifizierten elektronischen Signatur
versehen war.

6. Schriftlich beantragte Wahlkarten, die vom Antragsteller personlich abgeholt werden, diirfen
seitens der Gemeinde nur gegen eine Ubernahmebestitigung ausgefolgt werden. Ist der
Antragsteller hierzu nicht in der Lage, so ist hieriiber ein Aktenvermerk aufzunehmen. Bei
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Ausfolgung einer schriftlich beantragten Wahlkarte an eine vom Antragsteller bevollméchtigte
Person hat diese die Ubernahme der Wahlkarte zu bestitigen.

7. Die sofortige Mitnahme einer durch einen Boten iiberbrachten und zur Stimmabgabe mittels
Briefwahl verwendeten Wahlkarte durch diesen ist unzuléssig.

(6) Empfangsbestitigungen tiber Wahlkarten, die durch Boten oder im Weg einer Osterreichischen
Vertretungsbehorde ausgefolgt wurden, sind in jedem Fall an jene Gemeinden zu iibermitteln, die die
Wahlkarten ausgestellt haben. Die Weiterleitung der den &sterreichischen Vertretungsbehdrden
vorliegenden Empfangsbestitigungen auf elektronischem Weg ist zuldssig. Schriftlich gestellte Antrége,
Empfangsbestitigungen, Aktenvermerke sowie eine Zusammenstellung der auf elektronischem Weg
eingelangten Antrdge sind nach Ablauf der Frist geméf Abs. 1 der Gemeindewahlbehoérde zu iibermitteln.
Diese hat die ihr iibermittelten Unterlagen dem Wahlakt der Gemeinde anzuschliefen.

(7) Duplikate fiir abhanden gekommene Wahlkarten diirfen von der Gemeinde nicht ausgefolgt
werden. Unbrauchbar gewordene Wahlkarten, die noch nicht zugeklebt und bei denen die eidesstattliche
Erklarung noch nicht unterschrieben wurde, kdnnen an die Gemeinde retourniert werden. In diesem Fall
kann die Gemeinde nach Erhalt der Wahlkarte ein Duplikat ausstellen. Eine unbrauchbar gewordene
Wahlkarte ist in einem solchen Fall mit entsprechendem Vermerk zu kennzeichnen und der
Gemeindewahlbehdrde zu {bermitteln. Diese hat die Wahlkarte dem Wahlakt der Gemeinde
anzuschlieBen.

(8) Die Gemeindewahlbehdrden haben dafiir Sorge zu tragen, dass als Wahlkarten gekennzeichnete
Sendungen (Abs. 4 letzter Satz), die in den ortlich zustindigen Postgeschéftsstellen hinterlegt worden
sind, zum Zeitpunkt der letzten SchlieBung der jeweiligen Postgeschiftsstelle vor dem Wahltag abgeholt
und am Wabhltag fiir eine Ausfolgung an den Antragsteller bereitgehalten werden. Zu diesem Zeitpunkt
sind in den Postgeschéftsstellen hinterlegte, nicht behobene als Wahlkarten gekennzeichnete Sendungen
(Abs. 4 letzter Satz) auszusondern und fiir eine Ubergabe an eine von der Gemeindewahlbehdrde
entsendete Person bereitzuhalten. Die Gemeindewahlbehdrden haben das Bundesministerium fiir Inneres
tiber allenfalls in threm Bereich aufbewahrte, als Wahlkarten gekennzeichnete Sendungen (Abs. 4 letzter
Satz) in Kenntnis zu setzen. Das Bundesministerium fiir Inneres hat geeignete MaBinahmen, z.B.
Einrichtung einer Telefon-Hotline, zu treffen, dass Antragsteller {iber den Ort der Aufbewahrung von als
Wahlkarten gekennzeichneten Sendungen (Abs. 4 letzter Satz) in Kenntnis gesetzt werden konnen. Bei
osterreichischen Vertretungsbehdrden hinterlegte, nicht behobene Wahlkarten sind nach dem Wahltag zu
vernichten. Die Gemeinde, die eine solche Wahlkarte ausgestellt hat, ist hieriiber auf elektronischem Weg
in Kenntnis zu setzen.

(9) Ein Wahlberechtigter ist von der Gemeinde ehest mdglich in Kenntnis zu setzen, wenn seinem
Antrag auf Ausstellung einer Wahlkarte nicht Folge gegeben wurde.*

4. § 40 Abs. 1 lautet:

(1) Die Ausstellung der Wahlkarte ist im Wihlerverzeichnis in der Rubrik "Anmerkung" bei dem
betreffenden Wéhler mit dem Wort "Wahlkarte" in auffilliger Weise zu vermerken. Bis zum
neunundzwanzigsten Tag nach dem Wahltag haben die Gemeinden gegeniiber jedem im
Waihlerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten auf miindliche oder schriftliche Anfrage Auskunft zu
erteilen, ob fiir ihn eine Wahlkarte ausgestellt worden ist. Zu diesem Zweck haben Gemeinden nach
Weitergabe der Wiéhlerverzeichnisse an die Gemeindewahlbehdrde bis zum angefiihrten Zeitpunkt
Kopien der Wihlerverzeichnisse bereit zu halten, sofern sie nicht {iber andere Aufzeichnungen, z.B. in
einer EDV-Applikation, iiber die ausgestellten Wahlkarten verfiigen. Bei einer Anfrage hat der
Wabhlberechtigte seine Identitédt glaubhaft zu machen.*

5. § 41 lautet:

»§41. (1) Wahlbar sind alle Ménner und Frauen, die am Stichtag die 0Osterreichische
Staatsbiirgerschaft besitzen, am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben und nicht durch ein
inldndisches Gericht wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener strafbarer Handlungen zu einer
mehr als einjéhrigen Freiheitsstrafe rechtskraftig verurteilt worden sind. Der Ausschluss von der
Waihlbarkeit endet nach sechs Monaten. Die Frist beginnt, sobald die Strafe vollstreckt ist und mit
Freiheitsentziehung verbundene vorbeugende Maflnahmen vollzogen oder weggefallen sind; ist die Strafe
nur durch Anrechnung einer Vorhaft verbiiit worden, so beginnt die Frist mit Rechtskraft des Urteils.

(2) Ist nach anderen gesetzlichen Bestimmungen der Eintritt von Rechtsfolgen ausgeschlossen, sind
die Rechtsfolgen erloschen oder sind dem Verurteilten alle Rechtsfolgen nachgesehen worden, so ist er
auch von der Wihlbarkeit nicht ausgeschlossen. Der Ausschluss von der Wéhlbarkeit tritt ferner nicht ein,
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soweit das Gericht die Strafe bedingt nachgesehen hat. Wird die bedingte Nachsicht widerrufen, so tritt
mit dem Tag der Rechtskraft dieses Beschlusses der Ausschluss von der Wéhlbarkeit ein.*

6. In § 42 Abs. 1 wird die Wortfolge ,spétestens am siebenunddreiligsten Tag™ durch die Wortfolge
»Spatestens am vierundvierzigsten Tag® ersetzt.

7. In § 46 Abs. 2 wird die Wortfolge ,spatestens am vierunddreiBBigsten Tag™ durch die Wortfolge
»Spatestens am einundvierzigsten Tag™ ersetzt.

8 In § 46 Abs. 3 wird die Wortfolge ,spatestens am einunddreiBBigsten Tag™ durch die Wortfolge
»Spatestens am achtunddreifligsten Tag* ersetzt.

9. In § 47 wird die Wortfolge ,,spétestens am vierunddreiBigsten Tag® durch die Wortfolge ,,spatestens am
einundvierzigsten Tag® ersetzt.

10. In § 48 Abs. 1 wird die Wortfolge ,spatestens am vierunddreiBigsten Tag®“ durch die Wortfolge
»Spétestens am einundvierzigsten Tag™ ersetzt.

11. In § 48 Abs. 2 wird die Wortfolge ,spitestens am einunddreiigsten Tag* durch die Wortfolge
Spatestens am achtunddreifigsten Tag* ersetzt.

12. In § 49 Abs. 1 wird die Wortfolge ,spitestens am einunddreiBBigsten Tag™ durch die Wortfolge
Spatestens am achtunddreifigsten Tag* ersetzt.

13. In § 49 Abs. 3 wird die Wortfolge ,spétestens am dreilligsten Tag™ durch die Wortfolge ,,spétestens
am achtunddreifligsten Tag™ ersetzt.

14. In § 50 Abs. 1 wird die Wortfolge ,spiatestens am vierunddreiBBigsten Tag* durch die Wortfolge
»Spatestens am einundvierzigsten Tag™ ersetzt.

15. In § 50 Abs. 2 wird die Wortfolge ,bis zum vierunddreiBBigsten Tag™ durch die Wortfolge ,bis zum
einundvierzigsten Tag® ersetzt.

16. In § 52 Abs. 2 wird die Zeitangabe ,,18.00 Uhr* durch die Zeitangabe ,,17.00 Uhr* ersetzt.

17. § 60 lautet:

,»§ 60. (1) Das Wahlrecht kann von denjenigen Wahlern, denen entsprechend den §§ 38 und 39
Wahlkarten ausgestellt wurden, auch im Weg der Ubersendung der verschlossenen Wahlkarte an die
zustiandige Bezirkswahlbehorde ausgeiibt werden (Briefwahl). Die Stimmabgabe mittels Briefwahl kann
unmittelbar nach Erhalt der Wahlkarte erfolgen.

(2) Hierzu hat der Wihler den von ihm ausgefiillten amtlichen Stimmzettel in das beige-farbene
Wahlkuvert zu legen, dieses zu verschlieBen und in die Wahlkarte zu legen. Sodann hat er auf der
Wabhlkarte durch eigenhdndige Unterschrift eidesstattlich zu erklédren, dass er den amtlichen Stimmzettel
personlich, unbeobachtet und unbeeinflusst ausgefiillt hat. AnschlieBend hat er die Wahlkarte zu
verschlieen. Die Wahlkarte ist entweder so rechtzeitig an die Bezirkswahlbehorde zu iibermitteln, dass
die Wahlkarte dort spatestens am Wahltag, 17.00 Uhr, einlangt, oder am Wahltag in einem Wahllokal des
Stimmbezirks der Bezirkswahlbehorde wihrend der Offnungszeiten des Wahllokals abzugeben.
Wahlkarten, die bei einer Stimmabgabe im Ausland bei einer dsterreichischen Vertretungsbehdrde oder
einer Osterreichischen Einheit bis zum sechsten Tag vor dem Wabhltag, bei einer Vertretungsbehorde
auBlerhalb des Europdischen Wirtschaftsraums oder auBerhalb der Schweiz bis zum neunten Tag vor dem
Wahltag, einlangen, sind von der Vertretungsbehorde oder der sterreichischen Einheit an die zustéindige
Bezirkswahlbehorde weiterzuleiten. Die Weiterleitung einer nach dem sechsten Tag vor dem Wahltag, in
Vertretungsbehorden aufierhalb des Europédischen Wirtschaftsraums oder auBerhalb der Schweiz nach
dem neunten Tag vor dem Wahltag, einlangenden Wahlkarte durch eine Osterreichische
Vertretungsbehorde oder eine Osterreichische Einheit an die zustéindige Bezirkswahlbehorde ist zuléssig,
wenn gewihrleistet erscheint, dass die Wahlkarte dennoch rechtzeitig bei der zustéindigen
Bezirkswahlbehorde einlangen kann, oder der Wahlberechtigte in Kenntnis gesetzt wird, dass ein
Einlangen méglicherweise nicht mehr rechtzeitig gewihrleistet ist. Die Kosten fiir eine Ubermittlung der
Wahlkarte an die Bezirkswahlbehdrde im Postweg hat der Bund zu tragen.

(3) Die Stimmabgabe im Weg der Briefwahl ist nichtig, wenn

1. die eidesstattliche Erkldrung auf der Wahlkarte nicht oder nachweislich nicht durch den
Wabhlberechtigten abgegeben wurde,
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. die Wahlkarte kein Wahlkuvert enthélt,

. die Wahlkarte nur ein anderes oder mehrere andere als das beige-farbene Wahlkuvert enthélt,

. die Wahlkarte zwei oder mehrere beige-farbene Wahlkuverts enthilt,

. das Wahlkuvert, abgesehen vom Aufdruck der Nummer des Landeswahlkreises, beschriftet ist,

. die Priifung auf Unversehrtheit (§ 90 Abs. 1) ergeben hat, dass die Wahlkarte derart beschadigt
ist, dass ein vorangegangenes missbriduchliches Entnehmen oder Zuriicklegen des inliegenden
Wahlkuverts nicht ausgeschlossen werden kann,

7. aufgrund eines Verklebens der unter der Lasche gelegenen Felder der Wahlkarte die Daten oder

die Unterschrift des Wahlers nicht mehr sichtbar gemacht werden kdnnen oder

8. die Wahlkarte nicht spétestens am Wahltag, 17.00 Uhr, bei der zustindigen Bezirkswahlbehdrde

eingelangt oder bis zu diesem Zeitpunkt in einem Wahllokal des Stimmbezirks abgegeben

worden ist.

AN L B W N

(4) Nach Einlangen der fiir eine Stimmabgabe mittels Briefwahl verwendeten Wahlkarten bei der
Bezirkswahlbehorde sind die unter den Laschen befindlichen Daten nach deren Sichtbarmachung zu
erfassen und die Wahlkarten anschlieBend bis zur Auszdhlung (§ 90 Abs. 1) amtlich unter Verschluss zu
verwahren.

(5) Am Wahltag sowie am Tag vor der Wahl hat die Bezirkswahlbehorde jeweils von 8.00 bis 17.00
Uhr fiir die Entgegennahme von Wahlkarten aus dem eigenen Stimmbezirk, die zur Stimmabgabe mittels
Briefwahl verwendet worden sind, Sorge zu tragen. Vor der Entgegennahme einer Wahlkarte hat sie zu
tiberpriifen, ob es sich bei dieser um eine Wahlkarte des eigenen Stimmbezirks handelt.*

18. § 70 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

»(3) In jedem Wahllokal sind wihrend der Offnungszeiten Wahlkarten des eigenen Stimmbezirks,
die zur Stimmabgabe mittels Briefwahl verwendet worden sind, zum Zweck der Weiterleitung an die
Bezirkswahlbehorde (§ 85 Abs. 3 lit. k) entgegenzunehmen.*

19. In § 85 Abs. 2 lit. j wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt.

20. § 85 Abs. 2 wird folgende lit. k angefiigt:

,,K) die Zahl der gemal § 70 Abs. 3 entgegengenommenen Wahlkarten des eigenen Stimmbezirks,
die zur Stimmabgabe mittels Briefwahl verwendet worden sind.*

21.In § 85 Abs. 3 lit. i wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt.

22. § 85 Abs. 3 werden folgende lit. j und lit. k angefiigt:
,J) gegebenenfalls Unterlagen gemiBl § 39 Abs. 6 und Abs. 7 sowie nicht behobene Wahlkarten
gemil § 39 Abs. 8;

k) die gemiB § 70 Abs. 3 entgegengenommenen Wahlkarten des eigenen Stimmbezirks, die zur
Stimmabgabe mittels Briefwahl verwendet worden sind.*

23. § 85 wird folgender Abs. 9 angefiigt:

»(9) Die gemill § 70 Abs. 3 entgegengenommenen Wahlkarten des eigenen Stimmbezirks, die zur
Stimmabgabe mittels Briefwahl verwendet worden sind, sind vorab an die Bezirkswahlbehorde zu
iibermitteln, wenn nicht sichergestellt ist, dass sie am ersten Tag nach dem Wahltag vor 9.00 Uhr mit der
Niederschrift einlangen.*

24. § 86 Abs. 2 vorletzter Satz lautet:
,Fur die Niederschrift gelten die Bestimmungen des § 85 Abs. 2 lit. a bis f, i, j und k sinngema8.*

25. § 88 lautet:

»,388. (1) Die Bezirkswahlbehorde hat die ihr mitgeteilten Wahlergebnisse der
Gemeindewahlbehdrden, in Wien der Sprengelwahlbehdrden, im Stimmbezirk zusammenzurechnen und
die so ermittelten Feststellungen der Landeswahlbehdrde unverziiglich auf die schnellste Art,
gegebenenfalls durch Boten, bekanntzugeben (Sofortmeldung).

(2) Am Wahltag um 17.00 Uhr hat die Bezirkswahlbehorde der Landeswahlbehorde die Zahl der
rechtzeitig eingelangten Wahlkarten, die im Stimmbezirk zur Stimmabgabe mittels Briefwahl verwendet
worden sind, unverziiglich auf die schnellste Art, gegebenenfalls durch Boten, bekanntzugeben
(Sofortmeldung). Am Tag nach dem Wahltag hat die Bezirkswahlbehorde diese Zahl um die Zahl der im
Stimmbezirk gemidB § 70 Abs.3 entgegengenommenen Wahlkarten zu ergénzen und der
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Landeswahlbehorde ebenfalls auf die schnellste Art, gegebenenfalls durch Boten, bekanntzugeben
(Sofortmeldung).*

26. § 90 lautet:

8 90. (1) Am Tag nach der Wahl, 9.00 Uhr, priift der Bezirkswahlleiter unter Beobachtung durch
die anwesenden Beisitzer die gemidBl § 60 im Weg der Briefwahl bis zum Wahltag, 17.00 Uhr,
eingelangten sowie die allenfalls gemdB § 70 Abs.3 von den Ortlichen Wahlbehdrden
entgegengenommenen und an die Bezirkswahlbehorde weitergeleiteten Wahlkarten auf die
Unversehrtheit des Verschlusses sowie auf Sichtbarkeit der Daten und der Unterschrift des Wéhlers.
AnschlieBend priift er, ob die auf den Wahlkarten aufscheinenden eidesstattlichen Erkldrungen (§ 60
Abs. 2) vorliegen. Wahlkarten, die diese Voraussetzungen nicht erfiillen, diirfen in die Ergebnisermittlung
nicht miteinbezogen werden. Danach 6ffnet der Bezirkswahlleiter die Wahlkarten, entnimmt die darin
enthaltenen miteinzubeziehenden beige-farbenen Wahlkuverts und legt diese in ein hierfiir vorbereitetes
Behéltnis. Wahlkarten, bei denen ein Nichtigkeitsgrund gemi3 § 60 Abs. 3 Z 2 bis 5 vorliegt, diirfen in
die Ergebnisermittlung ebenfalls nicht miteinbezogen werden. Nicht miteinzubeziehende Wahlkarten sind
dem Wahlakt unter Verschluss beizufiigen. Die Griinde fiir das Nicht-Miteinbeziehen der Wahlkarten
sind in einer Niederschrift festzuhalten. Nach griindlichem Mischen der miteinzubeziehenden
Wabhlkuverts hat die Bezirkswahlbehorde diese zu 6ffnen, die amtlichen Stimmzettel zu entnehmen, deren
Giiltigkeit zu tberpriifen, die ungiiltigen amtlichen Stimmzettel mit fortlaufender Nummer zu versehen
und fiir die mittels Briefwahl abgegebenen Stimmen festzustellen:

1. die Gesamtsumme der abgegebenen giiltigen und ungiiltigen Stimmen;
2. die Summe der abgegebenen ungiiltigen Stimmen;
3. die Summe der abgegebenen giiltigen Stimmen;

4. die auf die einzelnen Parteien entfallenden abgegebenen giiltigen Stimmen (Parteisummen).

(2) Sodann hat die Bezirkswahlbehorde fiir den Bereich des Stimmbezirks die Wahlergebnisse der
mittels Briefwahl abgegebenen Stimmen mit den Wahlergebnissen gemd3 § 88 Abs. 1
zusammenzurechnen, unverziiglich, auf die schnellste Art der zustindigen Landeswahlbehorde
bekanntzugeben (Sofortmeldung) und in einer Niederschrift festzuhalten. Die Ergebnisse der mittels
Briefwahl abgegebenen Stimmen sind getrennt auszuweisen. Anschlieend hat die Bezirkswahlbehdrde
fiir die mittels Briefwahl abgegebenen Stimmen die fiir jeden Bewerber auf den Parteilisten entfallenden
Vorzugsstimmen zu ermitteln und in Vorzugsstimmenprotokolle einzutragen.

(3) Sobald bei den Bezirkswahlbehorden alle Wahlakten der Gemeindewahlbehérden, in Wien der
Sprengelwahlbehorden, eingelangt sind, sind diese von den Bezirkswahlbehorden auflerhalb Wiens
alphabetisch nach Gemeinden, in Wien nach Wahlsprengeln, zu ordnen und die rtlichen Wahlergebnisse
auf etwaige Irrtimer in den zahlenméaBigen Ergebnissen zu iberpriifen und diese erforderlichenfalls
richtigzustellen. Sodann hat die Bezirkswahlbehorde fiir den Bereich des Stimmbezirks die endgiiltigen
ortlichen Wahlergebnisse zusammenzurechnen und in einer Niederschrift festzuhalten.

(4) SchlieBlich hat die Bezirkswahlbehorde auf Grund der ihr vorliegenden
Vorzugsstimmenprotokolle der Gemeinden sowie auf Grund der Vorzugsstimmenprotokolle gemal
Abs. 2 letzter Satz fiir jeden Bewerber auf den Parteilisten eines im Landeswahlkreis verdffentlichten
Landeswahlvorschlages die auf ihn entfallenden Vorzugsstimmen gemifl § 91 zu ermitteln und fiir den
Bereich des Stimmbezirks in Vorzugsstimmenprotokollen festzuhalten.

(5) Die Niederschriften gemill Abs. 1, 2 und 3 sowie die Vorzugsstimmenprotokolle gemal3 Abs. 4
bilden den Wahlakt der Bezirkswahlbehorde. Diesem sind die Wahlakten der Gemeindewahlbehorden, in
Wien der Sprengelwahlbehorden, sowie die Unterlagen, mit denen die Wahlkartenwihler entsprechend
§ 60 Abs. 4 erfasst worden sind, als Beilagen anzuschlieen und umgehend verschlossen, womdglich im
versiegelten Umschlag, der zustindigen Landeswahlbehorde zu iibermitteln.

(6) In Stddten mit eigenem Statut haben die Sprengelwahlbehorden ihre Berichte unmittelbar an die
Bezirkswahlbehorde zu erstatten. Auch die Wahlakten sind von den Sprengelwahlbehdrden unmittelbar
an die Bezirkswahlbehdrde zu libersenden. Die Abs. 3 bis 5 und die §§ 86 bis 89 sind mit der Maflgabe
anzuwenden, dass die Zusammenrechnung der oOrtlichen Wahlergebnisse und die Feststellung des
Wabhlergebnisses im Stimmbezirk der Bezirkswahlbehorde obliegt.

(7) Auf Wunsch hat der Bezirkswahlleiter allenfalls anwesenden Wahlbeobachtern (§ 20a Abs. 1)
eine von ihm unterfertigte Zusammenstellung des Stimmenergebnisses der Wahlbehorde auszufolgen.

(8) Am vierzehnten Tag nach dem Wahltag hat die Bezirkswahlbehorde die Zahl der bis dahin
verspitet eingelangten Wahlkarten festzustellen und der Bundeswahlbehdrde im Weg der
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Landeswahlbehdrden bekanntzugeben. Weiters hat sie fiir eine Vernichtung der ungedffneten Wahlkarten
zum Zeitpunkt, zu dem das Ergebnis der Wahl unanfechtbar feststeht, Sorge zu tragen.*

27. § 92 lautet:

,»,8 92. Jede Landeswahlbehdrde hat zunéchst, sobald bei ihr alle geméf § 88 zu erstattenden Berichte
eingelangt sind, umgehend die Gesamtzahl der in ihrem Bereich von Wahlkartenwéhlern auBerhalb des
eigenen Regionalwahlkreises abgegebenen Wahlkuverts sowie die Gesamtzahl der in den Stimmbezirken
rechtzeitig eingelangten Wahlkarten, die zur Stimmabgabe mittels Briefwahl verwendet worden sind,
festzustellen und diese Zahlen unverziiglich der Bundeswahlbehorde auf die schnellste Art
bekanntzugeben (Sofortmeldung). Am Tag nach dem Wabhltag hat die Landeswahlbehorde diese Zahlen
um die Zahlen der in den Stimmbezirken gemifl § 70 Abs. 3 entgegengenommenen Wahlkarten zu
erginzen und der Bundeswahlbehorde ebenfalls auf die schnellste Art bekanntzugeben (Sofortmeldung).*

28. In § 93 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,gemil § 88 durch die Wortfolge ,,gemil} § 88 Abs. 1 ersetzt.

29. In § 93 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,§ 90 Abs. 3 vorletzter Satz und Abs. 4 zweiter Satz“ durch die
Wortfolge ,,§ 90 Abs. 2 erster und zweiter Satz* ersetzt.

30. In § 94 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,gemaB § 88 durch die Wortfolge ,,gemal3 § 88 Abs. 1% ersetzt.
31. § 94 Abs. 3 vorletzter Satz lautet:

,Diese Niederschriften sind von den Mitgliedern der Landeswahlbehorde zu unterfertigen und mit den
zugehorigen Wahlkuverts den zustdndigen Landeswahlbehdrden in einem versiegelten Umschlag auf die
schnellstmogliche Art nachweislich zu tibermitteln.*

32. § 96 Abs. 1 erster Satz lautet:

»(1) Am vierten Tag nach dem Wahltag hat die Landeswahlbehdrde unter Beachtung der §§ 78 bis
83 die gemil § 94 Abs. 1 ausgesonderten Wahlkuverts sowie die gemifl § 94 Abs. 3 von den anderen
Landeswahlbehorden iibermittelten Wahlkuverts zu offnen, die Stimmzettel zu entnehmen, deren
Giiltigkeit zu {iberpriifen, die ungiiltigen Stimmzettel mit fortlaufenden Nummern zu versehen und
festzustellen:*

33. In § 96 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,gemal} § 90 Abs. 4“ durch die Wortfolge ,,gemial3 § 90 Abs. 2

ersetzt.

34. In § 98 Abs. 2 wird der Klammerausdruck ,(§ 90 Abs. 2)*“ durch den Klammerausdruck ,,(§ 90
Abs. 4) “ ersetzt.

35. In § 100 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,gemaB § 96 Abs. 1“ durch die Wortfolge ,,gemall § 96 Abs. 2°

ersetzt.

36. In § 102 Abs. 2 wird der Klammerausdruck ,,(§ 90 Abs. 2 und 4)“ durch den Klammerausdruck ,,(§ 90
Abs. 4) ersetzt.

36a. § 111 Abs. 1 zweiter und dritter Satz lauten:

,Verzichtet ein Mitglied der Bundesregierung oder ein Staatssekretdr auf sein Mandat als Mitglied des
Nationalrates, so ist ein nicht gewidhlter Bewerber aus der jeweiligen Parteiliste zur Ausiibung dieses
Mandates zu berufen. Solche Wahlwerber erhalten nach ihrem Ausscheiden aus dem Amt, in den Féllen
des Art. 71 des Bundes-Verfassungsgesetzes, BGBI. Nr. 1/1930, nach der Enthebung von der Betrauung
mit der Fortfiihrung der Verwaltung, das Mandat von der zustindigen Wahlbehorde erneut zugewiesen,
so sie dieser gegeniiber nicht binnen acht Tagen auf dessen Wiederausiibung verzichten.*

37.§ 120 Abs. 2 letzter Satz lautet:

,Die Wahlkuverts sind sodann unge6ffnet mit einem Schreiben, in dem die Anzahl der iibermittelten
Wabhlkuverts anzufiihren ist, der Landeswahlbehorde, aus deren Bereich die Wahlkuverts stammen, in
einem versiegelten Umschlag auf die schnellstmogliche Art nachweislich zu tibermitteln.*

38. § 120 Abs. 3 letzter Satz lautet:

,.Die Ubermittlung hat an die Landeswahlbehdrde in Wien im Weg des Magistrates der Stadt Wien, an die
iibrigen Landeswahlbehorden auf die schnellstmogliche Art nachweislich zu erfolgen.*

39. In § 123 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,des Postenlaufes* durch die Wortfolge ,,des Postlaufes* ersetzt.
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40. In § 124 Abs. 1 wird der Betrag ,,0,68 Euro® durch den Betrag ,,0,75 Euro® ersetzt.
41. § 124 Abs. 2 lautet:

»(2) Der in Abs. 1 festgesetzte Vergiitungssatz vermindert oder erhoht sich, beginnend mit dem
1. Janner 2012, jéhrlich in dem MaB, das sich aus der Verdnderung des von der Bundesanstalt Statistik
Osterreich verlautbarten Verbraucherpreisindex 2010 oder des an seine Stelle tretenden Index gegeniiber
der fiir Janner 2011 verlautbarten Indexzahl ergibt, wobei Anderungen der Indexzahlen solange nicht zu
beriicksichtigen sind, als sie zehn Prozent der fiir Jinner 2011 verlautbarten Indexzahl oder der in der
Folge als Bemessungsgrundlage fiir eine Anderung des Vergiitungssatzes herangezogenen Indexzahl
nicht iibersteigen. Andert sich der Vergiitungssatz, so ist er auf einen ganzen Eurocent-Betrag zu runden
und im Bundesgesetzblatt kundzumachen.

41a. Dem § 126 wird folgende Uberschrift vorangestellt:
»Weibliche Formen der Funktionsbezeichnungen*

41b. § 128 samt Uberschrift lautet:
» Vollziechung

§ 128. Mit der Vollziehung des § 1 Abs. 2 und 3 ist die Bundesregierung, mit der Vollzichung des
§ 20a Abs. 1, 2, 3 und 8 ist der Bundesminister fiir europdische und internationale Angelegenheiten,
hinsichtlich des Abs. 8 im Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Inneres, und mit der Vollzichung
des § 125 ist der Bundesminister fiir Finanzen betraut. Mit der Vollziehung der {ibrigen Bestimmungen ist
der Bundesminister fiir Inneres, hinsichtlich des § 22 im Einvernechmen mit dem Bundesminister fiir
Justiz, hinsichtlich der §§ 20a Abs. 4, 39 Abs. 1, 52 Abs. 7, 76 Abs. 3 und 87 Abs. 2 im Einvernehmen
mit dem Bundesminister filir europdische und internationale Angelegenheiten und hinsichtlich des § 60
Abs. 2 im Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir europédische und internationale Angelegenheiten
und dem Bundesminister fiir Landesverteidigung und Sport betraut.*

42. § 129 Abs. 2 lautet:

»(2) Die §§ 22, 25 Abs. 2, 39, 40 Abs. 1, 41, 42 Abs. 1, 46 Abs. 2 und 3, 47, 48 Abs. 1 und 2, 49
Abs. 1 und 3, 50 Abs. 1 und 2, 52 Abs. 2, 60, 70 Abs. 3, 85 Abs. 2 lit. j und k, 85 Abs. 3 lit. i, j und k und
Abs. 9, 86 Abs. 2, 88, 90, 92, 93 Abs. 1 und 3, 94 Abs. 1 und 3, 96 Abs. 1 und 2, 98 Abs. 2, 100 Abs. 2,
102 Abs. 2, 111 Abs. 1, 120 Abs. 2 und 3, 123 Abs. 2, 124 Abs. 1 und 2 sowie die Anlagen 2 und 3
Vorderseite in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 43/2011 treten mit 1. Oktober 2011 in Kraft.“
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43. Die Anlage 2 lautet:

Ortschaft:

Gemeinde:

Bezirk:

Land:

Regionalwahlkreis: ..

BGBI. I - Ausgegeben am 7. Juli 2011 - Nr. 43

Blatt

~_Wahlerverzeichnis

Wahlsprengel:

Gemeinde-Bez.:

10 von 34

StraBe
.Gasse
Platz

Fortl.
Zahl

Haus- | Tdr-

Nummer

Familienname oder Nachname, Vorname (voll ausschreiben)

Geburts-
jahr

Abgegebene
Stimme ™)

ménnlich

weiblich

An-
merkung

*) Hier ist die fortlaufende Zahl des Abstimmungsverzeichnisses zu vermerken!
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44. Die Anlage 3, Vorderseite, lautet:

Anlage 3, Vorderseite Papierfarbe: weill

|

|

|

|

‘ Nationalratswahl XXXX
| Wahlkarte

| Fortaufende Zah! Vorname, Familienname oder Nachname Geburtsjahr

: im Wahlerverzeichnis

‘ Gemeinde StraBe/Gasse/Platz, Hausnummer

Eidesstattliche Erklarung (bei einer Stimmabgabe mittels Briefwahl):

\

} Mit nebenstehender Unterschrift erklare ich
? eidesstattlich, dass ich den inliegenden amt-
‘ lichen Stimmzettel personlich, unbeobachtet
| und unbeeinflusst ausgefilllt habe.

Bezirk Wabhlsprengel Regionalwahlkreis
Ort, Datum Unterschrift des Brgermesters
(der) Birgermeisterin/
filr den (die) Blrgermelster(in) Die oben genarirte Personist berechiigt, ihr Webifecht uch auBerhalb des
Amts- Ortes, an dem sie im Wahlerverzeichnis eingetragen ist, auszudben, Dupli-
i stampighe J kate fiir abhanden gekommene Wahlkarten dirfen in keinem Fall ausgefolgt
werden

Mit dieser Wahlkarte kénnen Sie lhre Stimme fiir die Nationalratswahl XXXX auf folgende Weise abgeben:

1. Mittels Briefwahl vom Inland oder vom Ausland aus, ab Erhalt der Wahlkarte:

e Fillen Sie bitte den amtlichen Stimmzettel aus.

e Legen Sie den amtlichen Stimmzettel in das beiliegende beige-farbene gummierte Wahlkuvert und kleben Sie dieses zu.

@ Geben Sie bitte das beige-farbene verschlossene Wahlkuvert in dieses Wahlkartenkuvert.

e Geben Sie die eidesstattliche Erklarung durch |hre eigenhandige Unterschrift in der dafur vorgesehenen Rubrik ab und
kleben Sie das Wahlkartenkuvert ebenfalls zu.

® Sorgen Sie dafur, dass die Wahlkarte spatestens am Wahltag (XX. XXXXX XXXX), 17.00 Uhr, bei der zusténdigen Be-
zirkswahlbehorde einlangt. Die zusténdige Bezirkswahlbehorde ist jene Wahlbehdrde, deren Anschrift auf der Wahl-
karte aufgedruckt ist. Sie kdnnen |hre Wahlkarte z. B. in einen Postbriefkasten werfen, auf einer Postgeschéftsstelle auf-
‘%eben oder bei der zustindigen Bezirkswahlbehdrde, die die Wahlkarte auch am Samstag vor der Wahl sowie am

ahltag in der Zeit von 8.00 Uhr bis 17.00 Uhr entgegennimmt, abgeben. Sie haben weiters die Méglichkeit, die Wahl-

karte am Wahiltag bei jedem gedffneten Wahllokal lhres Stimmbezirks abzugeben.

© Bei einer Stimmabgabe im Ausland wird die Wahlkarte, wenn Sie diese bel einer dsterreichischen Vertretungs-
behdrde oder einer dsterreichischen Einheit bis zum XX. XXXXX XXXX abgeben (bei Vertretungsbehdrden
ausserhalb des Europdischen Wirtschaftsraumes oder der Schweiz bis zum XX. XXXXX XXXX), an die Bezirks-
wahlbehérde weitergeleitet.

2. Vor einer Wahlbehdrde im Inland am Wahltag:

¢ In jeder Gemeinde Osterreichs kdnnen Sie zumindest in einem fiir Wahlkartenwéhler(innen) eingerichteten Wahl-
lokal Ihre Stimme abgeben. Beachten Sie bitte die unterschiedlichen Offnungszeiten der Wahllokale.

¢ Bewahren Sie die Wahlkarte bis zum Wahltag (XX. XXXXX XXXX) sorgfiltig auf. Ubergeben Sie bei der Stimm-
abgabe im Wahllokal die unausgefiillte Wahlkarte samt Inhalt dem (der) Wahlleiter(in) im Wahllokal. Er (Sie) wird
Ihnen die weiteren Schritte bei der Stimmabgabe erklaren.

® L egen Sie bitte dem Wahlleiter (der Wahlleiterin) eine Urkunde oder sonstige amtliche Bescheinigung (zum Beispiel einen
amtlichen Lichtbildausweis) vor, aus der |Ihre Identitat einwandfrei ersichtlich ist.

¢ Wenn lhnen der Besuch des zustandigen Wahllokals am Wahltag infolge mangelnder Geh- und Transportfahigkeit
oder Bettlagerigkeit, sei es aus Krankheits-, Alters- oder sonstigen Griinden, oder wegen lhrer Unterbringung in
gerichtlichen Gefangenenhéusern, Strafvollzugsanstalten, im MaBnahmenvollzug oder in Haftrdumen unmaglich
ist, kdnnen Sie mit dieser Wahlkarte in einem Anstalissprengel - falls eingerichtet — oder vor einer besonderen
Wahlbehdrde (auch ,fliegende Wahlkommission“ genannt) lhre Stimme abgeben.

Nihere Auskinfte erteilen lhnen:

e das Bundesministerium fur Inneres {Anschrift: XXOOOXXXXOOOCOOKXXXXXXXXX X, Telefon: XXXOOXXKXXKXXXX,
Fax: 2OCOOCCOOKKXK, E-Mail: XXOXXXXXXXXXX, Internetadresse: XXXXCOOOCOOOOXXXXK),

¢ das Bundesministerium flUr eurcpaische und internationale Angelegenheiten, (Anschrift: XXXXXXXXKKXXXXXXXX-
KXOOOCKXXXXXX, Telefon: XXOOOOOOCOKXK, Fax: XXOKXXXXXXXXX, E-Mail: XXXXXXXXXXXXX, Internetadresse:
L .00.0.0.0.0.0.000.9.000.60 48

e jede Vertretungsbehorde (Botschaft, Generalkonsulat, Konsulat).

Bitte beachlen Sie: Bei einer Stimmabgabe mittels Brietwahl muss die Wahlkarte bis spétestens am Wahltag,
X0 XXNXX XXXX, 17.00 Uhr, bei der zustandigen Bezirkswahlbehirde einlangen oder die Wahlkarte kann bis

zur SchlieBung eines Wahllokales Ihres Stimmbezirkes abgegeben werden.
Abhanden gekommene Wahlkarten darf die Gemeinde keinesfalls ersetzen!
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Artikel 3

Anderung des Bundesprisidentenwahlgesetzes 1971

Das Bundesprisidentenwahlgesetz 1971, BGBI. Nr. 57, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 13/2010, wird wie folgt gedndert:

1. § 5 Abs. 2 lautet:

»(2) Fir die Fintragung der Wahlberechtigten in das Wahlerverzeichnis, das Einspruchs- und
Berufungsverfahren, die Teilnahme an der Wahl und den Ort der Ausiibung des Wahlrechts gelten im
Ubrigen die §§22 Abs. 2 letzter Satz, 23 bis 37 NRWO mit der MaBgabe, dass Abschriften des
Wihlerverzeichnisses auch von zustellungsbevollméchtigten Vertretern verlangt werden konnen, die
Wabhlvorschlige einzubringen beabsichtigten (§ 7).

2. § 5a Abs. 4 lautet:

»(4) Die Ausstellung der Wahlkarte ist bei der Gemeinde, von der der Wahlberechtigte in das
Waihlerverzeichnis eingetragen wurde, beginnend mit dem Tag der Wahlausschreibung schriftlich oder
miindlich unter Angabe des Grundes geméafl Abs. 1 zu beantragen. Eine telefonische Beantragung ist nicht
zuldssig. Der Antrag kann schriftlich bis spétestens am vierten Tag vor dem Wahltag gestellt werden.
Miindlich kann der Antrag bis spitestens am zweiten Tag vor dem Wahltag, 12.00 Uhr, gestellt werden.
Ebenfalls bis zum letztgenannten Zeitpunkt kann ein Antrag schriftlich gestellt werden, wenn eine
persdnliche Ubergabe der Wahlkarte an eine vom Antragsteller bevollmichtigte Person moglich ist. Im
Ausland kann die Ausstellung und Ausfolgung der Wahlkarte auch im Weg einer &sterreichischen
Vertretungsbehorde beantragt werden. Beim miindlich gestellten Antrag ist die Identitit durch ein
Dokument glaubhaft zu machen. Beim schriftlich gestellten Antrag kann die Identitdt, sofern der
Antragsteller nicht amtsbekannt ist oder der Antrag im Fall einer elektronischen Einbringung nicht mit
einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist, auch auf andere Weise, insbesondere durch
Angabe der Passnummer, durch Vorlage der Ablichtung eines amtlichen Lichtbildausweises oder einer
anderen Urkunde glaubhaft gemacht werden. Die Gemeinde ist erméchtigt, die Passnummer im Weg
einer Passbehorde und Lichtbildausweise oder andere Urkunden im Weg der fiir die Ausstellung dieser
Dokumente zustdndigen Behorde zu liberpriifen. Im Fall des Abs. 2 hat der Antrag das ausdriickliche
Ersuchen um den Besuch durch eine besondere Wahlbehorde geméB § 73 Abs. 1 NRWO und die genaue
Angabe der Raumlichkeiten, wo der Antragsteller den Besuch durch eine besondere Wahlbehorde
erwartet, zu enthalten. Bei Personen, die sich in 6ffentlichem Gewahrsam befinden, hat der Antrag eine
behdrdliche Bestitigung iiber die Unterbringung aufzuweisen.*

3. § 5a Abs. 7 bis 15 lauten:

»(7) Wird dem Antrag auf Ausstellung einer Wahlkarte stattgegeben, so sind neben der Wahlkarte
auch ein amtlicher Stimmzettel gemidBl § 11 Abs.2 und ein verschlieBbares weilles Wahlkuvert
auszufolgen. Sofern die Bundeswahlbehorde die Namen von mehr als zwei Wahlwerbern verdffentlicht
hat (§ 9) und der Antrag von einem im Ausland lebenden Wahlberechtigten stammt oder ein
entsprechendes Begehren enthilt, ist dariiber hinaus eine Wahlkarte fiir den zweiten Wahlgang samt
amtlichen Stimmzettel gemil § 11 Abs.3 und einem beige-farbenen verschlieBbaren Wahlkuvert
auszufolgen. Der Stimmzettel gemdB § 11 Abs. 2 und das weile Wahlkuvert sind in die Wahlkarte zu
legen; der Stimmzettel gemal § 11 Abs. 3 und das beige-farbene Wahlkuvert sind gegebenenfalls in die
Wabhlkarte fiir den zweiten Wahlgang zu legen. Sdmtliche Unterlagen sind dem Antragsteller auszufolgen.
Der Antragsteller hat die jeweilige Wahlkarte bis zur Stimmabgabe sorgfiltig zu verwahren. Im Fall einer
postalischen Versendung ist das Kuvert, in dem sich die Wahlkarte befindet, mit dem Vermerk
,»Wahlkarte fiir die Bundesprasidentenwahl XXXX* zu kennzeichnen.

(8) Fiir die Ausfolgung oder die Ubermittlung beantragter Wahlkarten gilt:

1.Im Fall der personlichen Ausfolgung einer Wahlkarte hat der Antragsteller eine
Ubernahmebestitigung zu unterschreiben. Ist der Antragsteller hierzu nicht in der Lage, so ist
hieriiber ein Aktenvermerk aufzunehmen.

2. Bei Pfleglingen in Heil- und Pflegeanstalten (§ 72 NRWO) ist die Wahlkarte im Fall einer
postalischen Versendung mittels eingeschriebener Briefsendung ausschlieflich an den
Empfinger selbst zu richten. In diesem Fall ist die Briefsendung mit dem Vermerk ,,Nicht an
Postbevollmichtigte* zu versehen.

3. Werden Wahlkarten an den in Z 2 genannten Personenkreis durch Boten iiberbracht, so ist die
Ubernahmebestitigung durch den Pflegling selbst zu unterfertigen. Ist der Antragsteller hierzu
nicht in der Lage, so ist hieriiber ein Aktenvermerk aufzunehmen.
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4.Bei nicht in Z 2 genannten Antragstellern ist die Wahlkarte im Fall einer postalischen
Versendung mittels eingeschriebener Briefsendung zu versenden, es sei denn, die Wahlkarte
wurde miindlich beantragt oder der elektronisch eingebrachte Antrag war mit einer qualifizierten
elektronischen Signatur versehen oder die amtswegige Ausstellung der Wahlkarte erfolgte
aufgrund eines Antrags gemif § 2a Abs. 6 oder § 9 Abs. 4 des Wihlerevidenzgesetzes 1973.

5. Werden Wahlkarten an den nicht in Z 2 genannten Personenkreis durch Boten oder im Weg einer
osterreichischen Vertretungsbehorde iibermittelt, so ist analog zu § 16 Abs. 1 und 2 des
Zustellgesetzes — ZustG vorzugehen, mit der Mafgabe, dass eine Wahlkarte auch an
wahlberechtigte Personen ausgefolgt werden kann, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben. Die Ausfolgung kann ohne Nachweis erfolgen, wenn die Wahlkarte miindlich beantragt
wurde oder der elektronisch eingebrachte Antrag mit einer qualifizierten elektronischen Signatur
versehen war.

6. Schriftlich beantragte Wahlkarten, die vom Antragsteller personlich abgeholt werden, diirfen
seitens der Gemeinde nur gegen eine Ubernahmebestitigung ausgefolgt werden. Ist der
Antragsteller hierzu nicht in der Lage, so ist hieriiber ein Aktenvermerk aufzunehmen. Bei
Ausfolgung einer schriftlich beantragten Wahlkarte an eine vom Antragsteller bevollméchtigte
Person hat diese die Ubernahme der Wahlkarte zu bestitigen.

7. Die sofortige Mitnahme einer durch einen Boten iiberbrachten und zur Stimmabgabe mittels
Briefwahl verwendeten Wahlkarte durch diesen ist unzuléssig.

(9) Empfangsbestitigungen tiber Wahlkarten, die durch Boten oder im Weg einer dsterreichischen
Vertretungsbehorde ausgefolgt wurden, sind in jedem Fall an jene Gemeinden zu iibermitteln, die die
Wahlkarten ausgestellt haben. Die Weiterleitung der den Osterreichischen Vertretungsbehdrden
vorliegenden Empfangsbestétigungen auf elektronischem Weg ist zulédssig. Schriftlich gestellte Antrage,
Empfangsbestitigungen, Aktenvermerke sowie eine Zusammenstellung der auf elektronischem Weg
eingelangten Antrdge sind nach Ablauf der Frist geméf Abs. 1 der Gemeindewahlbehorde zu iibermitteln.
Diese hat die ihr iibermittelten Unterlagen dem Wahlakt der Gemeinde anzuschliefen.

(10) Duplikate fiir abhanden gekommene Wahlkarten diirfen von der Gemeinde nicht ausgefolgt
werden. Unbrauchbar gewordene Wahlkarten, die noch nicht zugeklebt und bei denen die eidesstattliche
Erkliarung noch nicht unterschrieben wurde, kdnnen an die Gemeinde retourniert werden. In diesem Fall
kann die Gemeinde nach Erhalt der Wahlkarte ein Duplikat ausstellen. Eine unbrauchbar gewordene
Wahlkarte ist in einem solchen Fall mit entsprechendem Vermerk zu kennzeichnen und der
Gemeindewahlbehorde zu {bermitteln. Diese hat die Wahlkarte dem Wahlakt der Gemeinde
anzuschliefen.

(11) Die Gemeindewahlbehorden haben dafiir Sorge zu tragen, dass als Wahlkarten gekennzeichnete
Sendungen (Abs. 7 letzter Satz), die in den ortlich zustindigen Postgeschéftsstellen hinterlegt worden
sind, zum Zeitpunkt der letzten SchlieBung der jeweiligen Postgeschéftsstelle vor dem Wahltag abgeholt
und am Wabhltag fiir eine Ausfolgung an den Antragsteller bereitgehalten werden. Zu diesem Zeitpunkt
sind in den Postgeschéftsstellen hinterlegte, nicht behobene als Wahlkarten gekennzeichnete Sendungen
(Abs. 7 letzter Satz) auszusondern und fiir eine Ubergabe an eine von der Gemeindewahlbehdrde
entsendete Person bereitzuhalten. Die Gemeindewahlbehorden haben das Bundesministerium fiir Inneres
iiber allenfalls in ihrem Bereich aufbewahrte, als Wahlkarten gekennzeichnete Sendungen (Abs. 7 letzter
Satz) in Kenntnis zu setzen. Das Bundesministerium fiir Inneres hat geeignete MaBinahmen, z.B.
Einrichtung einer Telefon-Hotline, zu treffen, dass Antragsteller {iber den Ort der Aufbewahrung von als
Wahlkarten gekennzeichneten Sendungen (Abs. 7 letzter Satz) in Kenntnis gesetzt werden konnen. Bei
osterreichischen Vertretungsbehdrden hinterlegte, nicht behobene Wahlkarten sind nach dem Wahltag zu
vernichten. Die Gemeinde, die eine solche Wahlkarte ausgestellt hat, ist hieriiber auf elektronischem Weg
in Kenntnis zu setzen.

(12) Ein Wahlberechtigter ist von der Gemeinde ehest mdglich in Kenntnis zu setzen, wenn seinem
Antrag auf Ausstellung einer Wahlkarte nicht Folge gegeben wurde.

(13) Die Ausstellung der Wahlkarte ist im Wahlerverzeichnis in der Rubrik ,,Anmerkung” bei dem
betreffenden Wahler mit dem Wort ,,Wahlkarte” in auffilliger Weise, die Ausstellung einer Wahlkarte fiir
den zweiten Wahlgang ist gegebenenfalls mit dem Ausdruck ,,Wahlkarte 2” zu vermerken. Bis zum
neunundzwanzigsten Tag nach dem jeweiligen Wahltag haben die Gemeinden gegeniiber jedem im
Waihlerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten auf miindliche oder schriftliche Anfrage Auskunft zu
erteilen, ob fiir ihn eine Wahlkarte ausgestellt worden ist. Zu diesem Zweck haben Gemeinden nach
Weitergabe der Wiéhlerverzeichnisse an die Gemeindewahlbehdrde bis zum angefiihrten Zeitpunkt
Kopien der Wihlerverzeichnisse bereit zu halten, sofern sie nicht iiber andere Aufzeichnungen, z.B. in
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einer EDV-Applikation, iiber die ausgestellten Wahlkarten verfiigen. Bei einer Anfrage hat der
Wabhlberechtigte seine Identitit glaubhaft zu machen.

(14) Im Fall der Ausstellung einer Wahlkarte gemaf3 Abs. 2 an einen Wahlberechtigten, der sich
auBlerhalb des Ortes seiner Eintragung in das Wéahlerverzeichnis aufhilt, hat die ausstellende Gemeinde
diejenige Gemeinde, in deren Bereich sich der Wahlberechtigte aufhilt, von der Ausstellung der
Wabhlkarte mit dem Hinweis zu verstindigen, dass dieser von einer besonderen Wahlbehorde aufzusuchen
ist.

(15) Die Zahl der ausgestellten Wahlkarten ist nach Ablauf der im Abs. 4 vorgesehenen Frist im
Weg der Bezirkswahlbehorde unverziiglich der Landeswahlbehorde bekanntzugeben (Sofortmeldung).
Die Landeswahlbehorde hat die Zahl der in ihrem Bereich ausgestellten Wahlkarten ebenfalls
unverziiglich, spatestens jedoch am Tag vor dem Wahltag der Bundeswahlbehdrde mitzuteilen. Bei der
Bekanntgabe der Zahl der Wahlkarten ist jeweils die Zahl der an im Ausland lebende Wahlberechtigte
sowie die Zahl der fiir den zweiten Wahlgang ausgestellten Wahlkarten getrennt auszuweisen.*

4. § 6 lautet:

,»8 6. (1) Zum Bundesprisidenten kann nur gewdhlt werden, wer nach Maligabe des § 41 NRWO
zum Nationalrat wihlbar ist und am Tag der Wahl das 35. Lebensjahr vollendet hat.

(2) Eine Wiederwahl fiir die unmittelbar folgende Funktionsperiode ist nur einmal zuldssig.

5. In § 7 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,spitestens am dreiBligsten Tag*™ durch die Wortfolge ,,spitestens am
siebenunddreiBigsten Tag* ersetzt.

6. In § 8 Abs. 5 wird die Wortfolge ,spitestens am siebenundzwanzigsten Tag™ durch die Wortfolge
»Spatestens am vierunddreiBBigsten Tag* ersetzt.

7. In § 9 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,Am vierundzwanzigsten Tag“ durch die Wortfolge ,,Am
einunddreifligsten Tag™ ersetzt.

8. § 10 Abs. 2 bis 5 lautet:

»(2) Das Wahlrecht kann von denjenigen Wihlern, denen entsprechend § 5a Wahlkarten ausgestellt
wurden, in jedem Wahllokal oder im Weg der Ubersendung der verschlossenen Wahlkarte an die
zustindige Bezirkswahlbehorde ausgeiibt werden (Briefwahl).

(3) Hierzu hat der Wiahler den von ihm ausgefiillten amtlichen Stimmzettel in das Wahlkuvert zu
legen, dieses zu verschlieBen und in die Wahlkarte zu legen. Sodann hat er auf der Wahlkarte durch
eigenhidndige Unterschrift eidesstattlich zu erkldren, dass er den amtlichen Stimmzettel personlich,
unbeobachtet und unbeeinflusst ausgefiillt hat. AnschlieBend hat er die Wahlkarte zu verschlieBen und
entweder so rechtzeitig an die Bezirkswahlbehdrde zu iibermitteln, dass die Wahlkarte dort spétestens am
Wahltag, 17.00 Uhr, einlangt, oder am Wahltag in einem Wahllokal des Stimmbezirks der
Bezirkswahlbehérde wihrend der Offnungszeiten des Wahllokals abzugeben. Bis zum sechsten Tag vor
dem Wabhltag ist eine Wahlkarte fiir den Fall, dass ihre Ubermittlung bei einer Stimmabgabe im Ausland
im Weg einer Osterreichischen Vertretungsbehdrde oder einer Osterreichischen Einheit erfolgt, an die
zustindige Bezirkswahlbehorde weiterzuleiten. Die Weiterleitung einer danach vorgelegten Wahlkarte
durch eine Osterreichische Vertretungsbehorde oder eine osterreichische Einheit an die zusténdige
Bezirkswahlbehorde ist zuldssig. Die Kosten fiir eine Ubermittlung der Wahlkarte an die
Bezirkswahlbehorde im Postweg hat der Bund zu tragen.

(4) Die Stimmabgabe mittels Briefwahl kann unmittelbar nach Erhalt der Wahlkarte, im Fall eines
zweiten Wahlgangs aber frithestens am neunten Tag nach dem Wahltag des ersten Wahlgangs, erfolgen.
(5) Die Stimmabgabe im Weg der Briefwahl ist nichtig, wenn

1. die eidesstattliche Erkldarung auf der Wahlkarte nicht oder nachweislich nicht durch den
Wahlberechtigten abgegeben wurde,

2. die Wahlkarte kein Wahlkuvert enthilt,
. die Wahlkarte nur ein anderes oder mehrere andere als das weille Wahlkuvert enthilt,

. die Wahlkarte fiir den zweiten Wahlgang nur ein anderes oder mehrere andere als das beige-
farbene Wahlkuvert enthélt,

5. die Wahlkarte zwei oder mehrere weille Wahlkuverts enthalt,
6. die Wahlkarte fiir den zweiten Wahlgang zwei oder mehrere beige-farbene Wahlkuverts enthilt,
7. das Wahlkuvert beschriftet ist,

W

www.ris.bka.gv.at



BGBI. I - Ausgegeben am 7. Juli 2011 - Nr. 43 15 von 34

8. die Priiffung auf Unversehrtheit (§ 90 Abs. 1 NRWO) ergeben hat, dass die Wahlkarte derart
beschadigt ist, dass ein vorangegangenes missbrauchliches Entnehmen oder Zuriicklegen des
inliegenden Wahlkuverts nicht ausgeschlossen werden kann,

9. aufgrund eines Verklebens der unter der Lasche gelegenen Felder der Wahlkarte die Daten oder
die Unterschrift des Wahlers nicht mehr sichtbar gemacht werden kdnnen oder

10. die Wahlkarte nicht spétestens am Wahltag, 17.00 Uhr, bei der zustdndigen Bezirkswahlbehorde
eingelangt oder bis zu diesem Zeitpunkt in einem Wahllokal des Stimmbezirks abgegeben
worden ist, oder

11. die Wahlkarte fiir den zweiten Wahlgang vor dem neunten Tag nach dem Wahltag des ersten
Wahlgangs einlangt oder offenkundig vor diesem Tag zur Stimmabgabe verwendet worden ist.*

9. § 10 Abs. 6 entfdllt.

10. § 11 Abs. 3 wird folgender Satz angefiigt::

,,Hat die Bundeswahlbehorde die Namen von weiblichen Wahlwerbern verdffentlicht, so ist der durch
Anlage 6 vorgegebene Text des Stimmzettels entsprechend anzupassen.*

11. In § 11 Abs. 4 wird die Wortfolge ,am vierundzwanzigsten Tag“ durch die Wortfolge ,am
einunddreifligsten Tag™ ersetzt.

12. § 14 Abs. 3 lautet:

,(3) Im Ubrigen gelten fiir die Feststellung der drtlichen Wahlergebnisse sowie der Wahlergebnisse
im Landeswahlkreis und in den Regionalwahlkreisen die entsprechenden Bestimmungen der §§ 84 bis 89
Abs. 1,90 Abs. 1, 3, 5 bis 8, 93 Abs. 1 erster Satz und Abs. 2, 95 Abs. 1, 96 Abs. 3 mit der Ergénzung,
dass das Stimmenergebnis im Landeswahlkreis in einem Stimmenprotokoll festzuhalten ist, sowie die
§§ 99, 103 und 104 NRWO sinngemif mit der MaBgabe, dass die von Wahlkartenwidhlern abgegebenen
Stimmen im Bereich der Wahlbehérden zu zéhlen sind, in denen sie abgegeben wurden.*

13. In § 15 Abs. 2 wird die Wortfolge ,spatestens am achten Tag™ durch die Wortfolge ,spitestens am
finften Tag™ ersetzt.

14. § 18 lautet:

,.§ 18. Hat kein Wahlwerber eine Mehrheit im Sinn des § 17 erster Satz fiir sich, so findet am vierten
Sonntag nach dem ersten Wahlgang, fiir den Fall, dass der erste Wahlgang nicht an einem Sonntag
durchgefiihrt wurde, am fiinften Sonntag nach dem ersten Wahlgang, ein zweiter Wahlgang zwischen
jenen beiden Wahlwerbern statt, die im ersten Wahlgang die meisten giiltigen Stimmen erhalten haben
(engere Wahl). Bei gleicher Stimmenanzahl entscheidet das vom Bundeswahlleiter zu ziehende Los, wer
in die engere Wahl einzubeziehen ist.*

15. § 19 Abs. 1 erster Satz lautet:

,Die Bundeswahlbehorde hat die Vornahme einer engeren Wahl spétestens am achten Tag nach dem
Wabhltag durch Kundmachung auf der Amtstafel des Bundesministeriums fiir Inneres sowie im Internet
anzuordnen.*

16. In § 25 Abs. 1 werden der Betrag ,,0,56 Euro* durch den Betrag ,,0,67 Euro“ und der Betrag
10,84 Euro* durch den Betrag ,,0,92 Euro* ersetzt.

17. § 25 Abs. 2 lautet:

»(2) Der in Abs. 1 festgesetzte Vergiitungssatz vermindert oder erhéht sich, beginnend mit dem
1. Janner 2012, jéhrlich in dem MaB, das sich aus der Verdnderung des von der Bundesanstalt Statistik
Osterreich verlautbarten Verbraucherpreisindex 2010 oder des an seine Stelle tretenden Index gegeniiber
der fiir Jinner 2011 verlautbarten Indexzahl ergibt, wobei Anderungen der Indexzahlen solange nicht zu
beriicksichtigen sind, als sie zehn Prozent der fiir Janner 2011 verlautbarten Indexzahl oder der in der
Folge als Bemessungsgrundlage fiir eine Anderung des Vergiitungssatzes herangezogenen Indexzahl
nicht {ibersteigen. Andert sich der Vergiitungssatz, so ist er auf einen ganzen Eurocent-Betrag zu runden
und im Bundesgesetzblatt kundzumachen.*

17a. In § 27 wird die Wortfolge ,Bundesminister fiir Landesverteidigung durch die Wortfolge
»~Bundesminister fiir Landesverteidigung und Sport* ersetzt.
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18. § 28 wird folgender Abs. 6 angefiigt:

,(60) Die §§ 5 Abs. 2, 5a Abs. 4, 7 bis 15, 6, 7 Abs. 1, 8 Abs. 5,9 Abs. 1, 10 Abs. 2 bis 6, 11 Abs. 3
und 4, 14 Abs. 3, 15 Abs. 2, 18, 19 Abs. 1, 25 Abs. 1 und 2 sowie die Anlagen 4 Vorderseite,
5 Vorderseite und 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 43/2011 treten mit 1. Oktober 2011
in Kraft.”
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19. Die Anlage 4, Vorderseite, lautet:

Anlage 4, Vorderseite Papierfarbe: weill

Fortaufende Zah! Vorname, Familienname oder Nachname Geburtsjahr
im Wahlerverzeichnis

i Wah I ka rte Bundespréasidentenwahl XXXX

Gemeinde StraBe/Gasse/Platz, Hausnummer

Eidesstattliche Erklarung (bei einer Stimmabgabe mittels Briefwahl):

\

} Mit nebenstehender Unterschrift erklare ich
? eidesstattlich, dass ich den inliegenden amt-
‘ lichen Stimmzettel personlich, unbeobachtet
| und unbeeinflusst ausgefilllt habe.

Bezirk Wabhlsprengel Regionalwahlkreis
Ort, Datum Unterschrift des Brgermesters
(der) Birgermeisterin/
filr den (die) Blrgermelster(in) Die oben genarirte Personist berechiigt, ihr Webifecht uch auBerhalb des
Amts- Ortes, an dem sie im Wahlerverzeichnis eingetragen ist, auszudben, Dupli-
i stampighe J kate fiir abhanden gekommene Wahlkarten dirfen in keinem Fall ausgefolgt
werden

Mit dieser Wahlkarte kénnen Sie lhre Stimme fiir die Bundesprisidentenwahl XXXX auf folgende Weise abgeben:

1. Mittels Briefwahl vom Inland oder vom Ausland aus, ab Erhalt der Wahlkarte:

e Fillen Sie bitte den amtlichen Stimmzettel aus.

e Legen Sie den amtlichen Stimmzettel in das beiliegende weiBe gummierte Wahlkuvert und kleben Sie dieses zu.

e Geben Sie bitte das weiBe verschlossene Wahlkuvert in dieses Wahlkartenkuvert.

e Geben Sie die eidesstattliche Erklarung durch |hre eigenhandige Unterschrift in der dafur vorgesehenen Rubrik ab und
kleben Sie das Wahlkartenkuvert ebenfalls zu.

® Sorgen Sie dafur, dass die Wahlkarte spatestens am Wahltag (XX. XXXXX XXXX), 17.00 Uhr, bei der zusténdigen Be-
zirkswahlbehorde einlangt. Die zusténdige Bezirkswahlbehorde ist jene Wahlbehdrde, deren Anschrift auf der Wahl-
karte aufgedruckt ist. Sie kdnnen |hre Wahlkarte z. B. in einen Postbriefkasten werfen, auf einer Postgeschéftsstelle auf-
‘%eben oder bei der zusténdLijghen Bezirkswahlbehérde, die die Wahlkarte auch am Samstag vor der Wahl sowie am

ahltag in der Zeit von 8.00 Uhr bis 17.00 Uhr entgegennimmt, abgeben. Sie haben weiters die Méglichkeit, die Wahl-

karte am Wahiltag bei jedem gedffneten Wahllokal lhres Stimmbezirks abzugeben.

© Bei einer Stimmabgabe im Ausland wird die Wahlkarte, wenn Sie diese bel einer dsterreichischen Vertretungs-
behdrde oder einer dsterreichischen Einheit bis zum XX. XXXXX XXXX abgeben (bei Vertretungsbehdrden
ausserhalb des Europdischen Wirtschaftsraumes oder der Schweiz bis zum XX. XXXXX XXXX), an die Bezirks-
wahlbehérde weitergeleitet.

2. Vor einer Wahlbehdrde im Inland am Wahltag:

¢ In jeder Gemeinde Osterreichs ist jedes Wahllokal fir Wahlkartenwéhler(innen) eingerichtet. Beachten Sie bitte
die unterschiedlichen Offnungszeiten der Wahllokale. .

¢ Bewahren Sie die Wahlkarte bis zum Wahltag (XX. XXXXX XXXX) sorgfiltig auf. Ubergeben Sie bei der Stimm-
abgabe im Wahllokal die unausgefiillte Wahlkarte samt Inhalt dem (der) Wahlleiter(in) im Wahllokal. Er (Sie) wird
Ihnen die weiteren Schritte bei der Stimmabgabe erklaren.

® | egen Sie bitte dem Wabhlleiter (der Wahlleiterin} eine Urkunde oder sonstige amtliche Bescheinigung (zum Beispiel einen
amtlichen Lichtbildausweis) vor, aus der |Ihre Identitat einwandfrei ersichtlich ist.

¢ Wenn lhnen der Besuch des zustandigen Wahllokals am Wahltag infolge mangelnder Geh- und Transportfahigkeit
oder Bettlagerigkeit, sei es aus Krankheits-, Alters- oder sonstigen Griinden, oder wegen lhrer Unterbringung in
gerichtlichen Gefangenenhéusern, Strafvollzugsanstalten, im MaBnahmenvollzug oder in Haftraumen unmaéglich
ist, kdnnen Sie mit dieser Wahlkarte in einem Anstaltssprengel - falls eingerichtet — oder vor einer besonderen
Wahlbehdrde (auch ,fliegende Wahlkommission“ genannt) lhre Stimme abgeben.

Nihere Auskinfte erteilen Ilhnen:

e das Bundesministerium fur Inneres {Anschrift: XXOOOXXXXXOOOCOOOKXXXXXXXXX XK, Telefon: XXXOOXXKXXKXXXX,
Fao: 2OCO0000KCKXK, E-Mail: XXOXXXXXXX XXX, Internetadresse: XXX XXX),

¢ das Bundesministerium flUr eurcpaische und internationale Angelegenheiten, (Anschrift: XXXXXXXXKXXXXXXXX-
KXOOXKXXXXXX, Telefon: XXOOXOOOCOKKK, Fax: XXOKXXXXXXXXX, E-Mail: XXXXXXXXXXXXX, Internetadresse:
.00 0.0.6.0.0.000.9.006.6¢0 48

e jede Vertretungsbehorde (Botschaft, Generalkonsulat, Konsulat).

Bitte beachlen Sie: Bei einer Stimmabgabe mittels Brietwahl muss die Wahlkarte bis spétestens am Wahltag,
X0 XXNXX XXXX, 17.00 Uhr, bei der zustandigen Bezirkswahlbehirde einlangen oder die Wahlkarte kann bis

zur SchlieBung eines Wahllokales Ihres Stimmbezirkes abgegeben werden.
Abhanden gekommene Wahlkarten darf die Gemeinde keinesfalls ersetzen!
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20. Die Anlage 5, Vorderseite, lautet:

Anlage 5, Vorderseite Papierfarbe: beige

; ;
| |

Wahlkarte fur den zweiten Wahlgang Bundesprasidentenwahl XXX

i Fortaufende Zah! Vorname, Familienname oder Nachname Geburtsjahr
im Wahlerverzeichnis

Gemeinde StraBe/Gasse/Platz, Hausnummer

Eidesstattliche Erklarung (bei einer Stimmabgabe mittels Briefwahl):

§ eidesstattlich, dass ich den inliegenden amt-
i lichen Stimmzettel personlich, unbeobachtet,
unbeeinflusst und nach dem XX. XXXXX XXXX
ausgefiillt habe.

\
|
|
Mit nebenstehender Unterschrift erkldare ich }
\
|
\
|

Bezirk Wabhlsprengel Regionalwahlkreis
Ort, Datum Unterschrift des Brgermesters
(der) Birgermeisterin/
filr den (die) Blrgermelster(in) \ Die oben genarirte Personist berechiigt, ihr Webifecht uch auBerhalb des
Amts- Ortes, an dem sie im Wahlerverzeichnis eingetragen ist, auszudben, Dupli-
i stampighe J kate fiir abhanden gekommene Wahlkarten dirfen in keinem Fall ausgefolgt
/ werden

Mit dieser Wahlkarte kénnen Sie lhre Stimme fiir die Bundesprisidentenwahl XXXX auf folgende Weise abgeben:

1. Mittels Briefwahl vom Inland oder vom Ausland aus, ab XX. XXXXXX XXXX:

e Fillen Sie bitte den amtlichen Stimmzettel aus.

e Legen Sie den amtlichen Stimmzettel in das beiliegende beige-farbene gummierte Wahlkuvert und kleben Sie dieses zu.

@ Geben Sie bitte das beige-farbene verschlossene Wahlkuvert in dieses Wahlkartenkuvert.

e Geben Sie die eidesstattliche Erklarung durch |hre eigenhandige Unterschrift in der dafur vorgesehenen Rubrik ab und
kleben Sie das Wahlkartenkuvert ebenfalls zu.

® Sorgen Sie dafur, dass die Wahlkarte spatestens am Wahltag (XX. XXXXX XXXX), 17.00 Uhr, bei der zusténdigen Be-
zirkswahlbehorde einlangt. Die zusténdige Bezirkswahlbehorde ist jene Wahlbehdrde, deren Anschrift auf der Wahl-
karte aufgedruckt ist. Sie kdnnen |hre Wahlkarte z. B. in einen Postbriefkasten werfen, auf einer Postgeschéftsstelle auf-
‘%eben oder bei der zusténdLij%en Bezirkswahlbehérde, die die Wahlkarte auch am Samstag vor der Wahl sowie am

ahltag in der Zeit von 8.00 Uhr bis 17.00 Uhr entgegennimmt, abgeben. Sie haben weiters die Méglichkeit, die Wahl-

karte am Wahiltag bei jedem gedffneten Wahllokal lhres Stimmbezirks abzugeben.

© Bei einer Stimmabgabe im Ausland wird die Wahlkarte, wenn Sie diese bel einer dsterreichischen Vertretungs-
behdrde oder einer dsterreichischen Einheit bis zum XX. XXXXX XXXX abgeben (bei Vertretungsbehdrden
ausserhalb des Europdischen Wirtschaftsraumes oder der Schweiz bis zum XX. XXXXX XXXX), an die Bezirks-
wahlbehérde weitergeleitet.

2. Vor einer Wahlbehdrde im Inland am Wahltag:

¢ In jeder Gemeinde Osterreichs ist jedes Wahllokal fir Wahlkartenwahler(innen) eingerichtet. Beachten Sie bitte
die unterschiedlichen Offnungszeiten der Wahllokale. .

¢ Bewahren Sie die Wahlkarte bis zum Wahltag (XX. XXXXX XXXX) sorgfiltig auf. Ubergeben Sie bei der Stimm-
abgabe im Wahllokal die unausgefiillte Wahlkarte samt Inhalt dem (der) Wahlleiter(in) im Wahllokal. Er (Sie) wird
Ihnen die weiteren Schritte bei der Stimmabgabe erklaren.

® | egen Sie bitte dem Wabhlleiter (der Wahlleiterin} eine Urkunde oder sonstige amtliche Bescheinigung (zum Beispiel einen
amtlichen Lichtbildausweis) vor, aus der |Ihre Identitat einwandfrei ersichtlich ist.

¢ Wenn lhnen der Besuch des zustandigen Wahllokals am Wahltag infolge mangelnder Geh- und Transportfahigkeit
oder Bettlagerigkeit, sei es aus Krankheits-, Alters- oder sonstigen Griinden, oder wegen lhrer Unterbringung in
gerichtlichen Gefangenenhéusern, Strafvollzugsanstalten, im MaBnahmenvollzug oder in Haftraumen unmaéglich
ist, kdnnen Sie mit dieser Wahlkarte in einem Anstaltssprengel - falls eingerichtet — oder vor einer besonderen
Wahlbehdrde (auch ,fliegende Wahlkommission“ genannt) lhre Stimme abgeben.

Nihere Auskinfte erteilen Ilhnen:

e das Bundesministerium fur Inneres {Anschrift: XXOOOXXXXXOOOCOOOKXXXXXXXXX XK, Telefon: XXXOOXXKXXKXXXX,
Fao: 2OCO0000KCKXK, E-Mail: XXOXXXXXXX XXX, Internetadresse: XXX XXX),

¢ das Bundesministerium flUr eurcpaische und internationale Angelegenheiten, (Anschrift: XXXXXXXXKXXXXXXXX-
KXOOXKXXXXXX, Telefon: XXOOXOOOCOKKK, Fax: XXOKXXXXXXXXX, E-Mail: XXXXXXXXXXXXX, Internetadresse:
.00 0.0.6.0.0.000.9.006.6¢0 48

e jede Vertretungsbehorde (Botschaft, Generalkonsulat, Konsulat).

Bitte beachten Sie: Diese Wahlkarte kann fiir einen allf4lligen zweiten Wahlgang verwendet werden. Eine Stimmabgabe mittels
Briefwahl kann friihestens am XX. XXXXX XXXX erfolgen, die Wahlkarte muss jedoch bis spétestens am Wahltag, XX. XXXXX XXXX,

17.00 Uhr, bei der zustandigen Bezirkswahlbehdrde einlangen oder die Wahlkarte kann bis zur SchlieBung eines Wahllokales Ihres
Stimmbezirkes abgegeben werden. Abhanden gekommene Wahlkarten darf die Gemeinde keinesfalls ersetzen!
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21. Die Anlage 6 lautet:
Papierfarbe: beige

Bitte beachten Sie:

Eine Stimmabgabe fir den zweiten Wahlgang darf mit diesem Stimmzettel
frithestens am XX. XXXXX XXXX, spatestens am XX. XXXXX XXXX erfolgen.

Bundesprasidentenwahl XXXX

Amtlicher Stimmzettel
fir den zweiten Wahlgang

In nebenstehende Rubrik den Familiennamen
oder Nachnamen des Wahlwerbers, erforder-
lichenfalls ein weiteres Unterscheidungs-
merkmal (z.B. Vorname, Geburtsjahr, Beruf,
Wohnort des Wahlwerbers), eintragen!

Ob ein zweiter Wahlgang stattfindet und — gegebenenfalls — welche Bewerber in die engere Wahl gekommen sind, erfahren
Sie unter der Gsterreichischen Telefonnummer XXXXXXXXXXXXXX, Uber das Internet (XXXXOGXCOCKXXX) oder bei |hrer
Osterreichischen Vertretungsbehérde im Ausland.
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Artikel 4
Anderung der Europawahlordnung

Das Bundesgesetz iiber die Wahl der Mitglieder des Européischen Parlaments (Europawahlordnung
— EuWO), BGBI. Nr. 117/1996, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 13/2010, wird wie
folgt gedndert:

1. In § 2 Abs. 2 wird die Wortfolge ,nicht nach dem fiinfundsechzigsten Tag™ durch die Wortfolge ,nicht
nach dem zweiundsiebzigsten Tag* ersetzt.

2. § 13 Abs. 2 lautet:

»(2) Die Auflegung des Waihlerverzeichnisses hat der Biirgermeister vor Beginn des
Einsichtszeitraums ortsiiblich kundzumachen. Die Kundmachung hat auch den Einsichtszeitraum, die fiir
die Einsichtnahme bestimmten Tagesstunden, diec — ausgenommen an Sonntagen und an Feiertagen —
nicht unter vier Stunden bemessen sein diirfen, die Bezeichnung der Amtsrdume, in denen das
Wihlerverzeichnis aufliegt, die Amtsstelle, bei der Einspriiche gegen das Wéhlerverzeichnis eingebracht
werden konnen, sowie die Bestimmungen des Abs. 3 und der §§ 16 und 21 zu enthalten. Bei der
Festsetzung der fiir die Einsichtnahme bestimmten Tagesstunden ist darauf Bedacht zu nehmen, dass die
Einsichtnahme auch auflerhalb der normalen Arbeitszeit ermdglicht wird. An Sonntagen und an
Feiertagen kann die Erméglichung der Einsichtnahme unterbleiben.*

3. § 27 lautet:

,»§ 27. (1) Die Ausstellung der Wahlkarte ist bei der Gemeinde, von der der Wahlberechtigte in das
Waihlerverzeichnis eingetragen wurde, beginnend mit dem Tag der Wahlausschreibung schriftlich oder
miindlich unter Angabe des Grundes gemil} § 26 Abs. 1 zu beantragen. Eine telefonische Beantragung ist
nicht zuldssig. Der Antrag kann schriftlich bis spitestens am vierten Tag vor dem Wahltag gestellt
werden. Miindlich kann der Antrag bis spitestens am zweiten Tag vor dem Wahltag, 12.00 Uhr, gestellt
werden. Ebenfalls bis zum letztgenannten Zeitpunkt kann ein Antrag schriftlich gestellt werden, wenn
eine personliche Ubergabe der Wahlkarte an eine vom Antragsteller bevollmichtigte Person mdglich ist.
Im Ausland kann die Ausstellung und Ausfolgung der Wahlkarte auch im Weg einer Osterreichischen
Vertretungsbehorde beantragt werden. Beim miindlich gestellten Antrag ist die Identitdt durch ein
Dokument glaubhaft zu machen. Beim schriftlich gestellten Antrag kann die Identitét, sofern der
Antragsteller nicht amtsbekannt ist oder der Antrag im Fall einer elektronischen Einbringung nicht mit
einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist, auch auf andere Weise, insbesondere durch
Angabe der Passnummer, durch Vorlage der Ablichtung eines amtlichen Lichtbildausweises oder einer
anderen Urkunde glaubhaft gemacht werden. Die Gemeinde ist ermichtigt, die Passnummer im Weg
einer Passbehdrde und Lichtbildausweise oder andere Urkunden im Weg der fiir die Ausstellung dieser
Dokumente zustdndigen Behorde zu tiberpriifen. Im Fall des § 26 Abs. 2 hat der Antrag das ausdriickliche
Ersuchen um den Besuch durch eine besondere Wahlbehorde gemall § 59 Abs. 1 und die genaue Angabe
der Raumlichkeiten, wo der Antragsteller den Besuch durch eine besondere Wahlbehdrde erwartet, zu
enthalten. Bei Personen, die sich in 6ffentlichem Gewahrsam befinden, hat der Antrag eine behordliche
Bestitigung tiber die Unterbringung aufzuweisen.

(2) Ein Wahlberechtigter mit Hauptwohnsitz im Ausland, der in die Europa-Wihlerevidenz (§ 4
EuWEQ) eingetragen ist, ist, sofern seine Wohnadresse in der Europa-Wéhlerevidenz erfasst ist, von der
Gemeinde, von der er in die Europa-Wihlerevidenz eingetragen wurde, umgehend nach Ausschreibung
der Wahl im Postweg iiber die Moglichkeit der Ausiibung des Wahlrechts im Weg der Briefwahl zu
verstindigen. Hierbei ist er iiber die Moglichkeiten zur Antragstellung, gegebenenfalls auch iiber eine
Antragstellung per Internet, in Kenntnis zu setzen. Die Verstindigung kann per E-Mail erfolgen, wenn
der Gemeinde eine E-Mail-Adresse bekannt ist. An Personen, die eine amtswegige Ausstellung der
Wahlkarte gemil § 4 Abs. 6 oder § 12 Abs. 4 EUWEG beantragt haben, sind Wahlkarten zu tibermitteln,
sobald der Gemeinde die entsprechenden Vordrucke sowie die amtlichen Stimmzettel zur Verfiigung
stehen.

(3) Die Wahlkarte ist als verschlieBbarer Briefumschlag herzustellen und hat die in der Anlage 2
ersichtlichen Aufdrucke zu tragen. Durch entsprechende technische Vorkehrungen ist sicherzustellen,
dass die den Wahlberechtigten betreffenden personlichen Daten, insbesondere dessen Unterschrift, vor
Weiterleitung an die Bezirkswahlbehorde, durch eine verschliebare Lasche abgedeckt sind und dass es
nach Verschlieen der Wahlkarte durch entsprechende Perforation moglich ist, die persdnlichen Daten
des Wihlers sowie dessen eidesstattliche Erklarung bei der Bezirkswahlbehorde sichtbar zu machen, ohne
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dass dadurch die Wahlkarte bereits gedffnet wird. Die Lasche hat entsprechend der technischen
Beschaffenheit der Wahlkarte Aufdrucke mit Hinweisen zu ihrer Handhabung im Fall der Stimmabgabe
mittels Briefwahl sowie zur Weiterleitung der Wahlkarte zu tragen. Bei Wahlkarten, die mittels
automationsunterstiitzter Datenverarbeitung ausgestellt werden, geniigt anstelle der Unterschrift des
Biirgermeisters die Beisetzung seines Namens; eine Beglaubigung durch die Kanzlei ist nicht
erforderlich.

(4) Wird dem Antrag auf Ausstellung einer Wahlkarte stattgegeben, so sind neben der Wahlkarte
auch ein amtlicher Stimmzettel und ein verschlieBbares Wahlkuvert auszufolgen. Letztere sind in den im
Abs. 3 genannten Briefumschlag zu legen. Der Briefumschlag ist dem Antragsteller auszufolgen. Der
Antragsteller hat den Briefumschlag bis zur Stimmabgabe sorgfiltig zu verwahren. Mit dem
Briefumschlag ist auch ein Beiblatt auszufolgen, auf dem die verdffentlichten Wahlvorschlage angefiihrt
sind. Im Fall einer postalischen Versendung ist das Kuvert, in dem sich die Wahlkarte befindet, mit dem
Vermerk ,,Wahlkarte fiir die Europawahl XXXX*“ zu kennzeichnen.

(5) Fiir die Ausfolgung oder die Ubermittlung beantragter Wahlkarten gilt:

1.Im Fall der personlichen Ausfolgung einer Wahlkarte hat der Antragsteller -eine
Ubernahmebestitigung zu unterschreiben. Ist der Antragsteller hierzu nicht in der Lage, so ist
hieriiber ein Aktenvermerk aufzunehmen.

2. Bei Pfleglingen in Heil- und Pflegeanstalten (§ 58) ist die Wahlkarte im Fall einer postalischen
Versendung mittels eingeschriebener Briefsendung ausschliefSlich an den Empfinger selbst zu
richten. In diesem Fall ist die Briefsendung mit dem Vermerk ,,Nicht an Postbevollméchtigte” zu
versehen.

3. Werden Wahlkarten an den in Z 2 genannten Personenkreis durch Boten iiberbracht, so ist die
Ubernahmebestitigung durch den Pflegling selbst zu unterfertigen. Ist der Antragsteller hierzu
nicht in der Lage, so ist hieriiber ein Aktenvermerk aufzunechmen.

4. Bei nicht in Z 2 genannten Antragstellern ist die Wahlkarte im Fall einer postalischen
Versendung mittels eingeschriebener Briefsendung zu versenden, es sei denn, die Wahlkarte
wurde miindlich beantragt oder der elektronisch eingebrachte Antrag war mit einer qualifizierten
elektronischen Signatur versehen oder die amtswegige Ausstellung der Wahlkarte erfolgte
aufgrund eines Antrags gemil § 4 Abs. 6 oder § 12 Abs. 4 EUWEG.

5. Werden Wahlkarten an den nicht in Z 2 genannten Personenkreis durch Boten oder im Weg einer
osterreichischen Vertretungsbehdrde iibermittelt, so ist analog zu § 16 Abs. 1 und 2 des
Zustellgesetzes — ZustG vorzugehen, mit der MalBgabe, dass eine Wahlkarte auch an
wahlberechtigte Personen ausgefolgt werden kann, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben. Die Ausfolgung kann ohne Nachweis erfolgen, wenn die Wahlkarte miindlich beantragt
wurde oder der elektronisch eingebrachte Antrag mit einer qualifizierten elektronischen Signatur
versehen war.

6. Schriftlich beantragte Wahlkarten, die vom Antragsteller personlich abgeholt werden, diirfen
seitens der Gemeinde nur gegen eine Ubernahmebestitigung ausgefolgt werden. Ist der
Antragsteller hierzu nicht in der Lage, so ist hieriiber ein Aktenvermerk aufzunehmen. Bei
Ausfolgung einer schriftlich beantragten Wahlkarte an eine vom Antragsteller bevollméachtigte
Person hat diese die Ubernahme der Wahlkarte zu bestitigen.

7. Die sofortige Mitnahme einer durch einen Boten iiberbrachten und zur Stimmabgabe mittels
Briefwahl verwendeten Wahlkarte durch den Boten ist unzuléssig.

(6) Empfangsbestitigungen iiber Wahlkarten, die durch Boten oder im Weg einer dsterreichischen
Vertretungsbehorde ausgefolgt wurden, sind in jedem Fall an jene Gemeinden zu iibermitteln, die die
Wahlkarten ausgestellt haben. Die Weiterleitung der den Osterreichischen Vertretungsbehdrden
vorliegenden Empfangsbestitigungen auf elektronischem Weg ist zuldssig. Schriftlich gestellte Antrége,
Empfangsbestitigungen, Aktenvermerke sowie eine Zusammenstellung der auf elektronischem Weg
eingelangten Antrdge sind nach Ablauf der Frist geméll Abs. 1 der Gemeindewahlbehorde zu iibermitteln.
Diese hat die ihr tibermittelten Unterlagen dem Wahlakt der Gemeinde anzuschlieen.

(7) Duplikate flir abhanden gekommene Wahlkarten diirfen von der Gemeinde nicht ausgefolgt
werden. Unbrauchbar gewordene Wahlkarten, die noch nicht zugeklebt und bei denen die eidesstattliche
Erkliarung noch nicht unterschrieben wurde, kdnnen an die Gemeinde retourniert werden. In diesem Fall
kann die Gemeinde nach Erhalt der Wahlkarte ein Duplikat ausstellen. Eine unbrauchbar gewordene
Wahlkarte ist in einem solchen Fall mit entsprechendem Vermerk zu kennzeichnen und der
Gemeindewahlbehdrde zu ibermitteln. Diese hat die Wahlkarte dem Wahlakt der Gemeinde
anzuschlieBen.
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(8) Die Gemeindewahlbehorden haben dafiir Sorge zu tragen, dass als Wahlkarten gekennzeichnete
Sendungen (Abs. 4 letzter Satz), die in den ortlich zustdndigen Postgeschéftsstellen hinterlegt worden
sind, zum Zeitpunkt der letzten SchlieBung der jeweiligen Postgeschéftsstelle vor dem Wahltag abgeholt
und am Wabhltag fiir eine Ausfolgung an den Antragsteller bereitgehalten werden. Zu diesem Zeitpunkt
sind in den Postgeschéftsstellen hinterlegte, nicht behobene als Wahlkarten gekennzeichnete Sendungen
(Abs. 4 letzter Satz) auszusondern und fiir eine Ubergabe an eine von der Gemeindewahlbehdrde
entsendete Person bereitzuhalten. Die Gemeindewahlbehdrden haben das Bundesministerium fiir Inneres
iiber allenfalls in ihrem Bereich aufbewahrte, als Wahlkarten gekennzeichnete Sendungen (Abs. 4 letzter
Satz) in Kenntnis zu setzen. Das Bundesministerium fiir Inneres hat geeignete Maflnahmen, z.B.
Einrichtung einer Telefon-Hotline, zu treffen, dass Antragsteller {iber den Ort der Aufbewahrung von als
Wahlkarten gekennzeichneten Sendungen (Abs. 4 letzter Satz) in Kenntnis gesetzt werden konnen. Bei
osterreichischen Vertretungsbehdrden hinterlegte, nicht behobene Wahlkarten sind nach dem Wahltag zu
vernichten. Die Gemeinde, die eine solche Wahlkarte ausgestellt hat, ist hieriiber auf elektronischem Weg
in Kenntnis zu setzen.

(9) Ein Wahlberechtigter ist von der Gemeinde ehest mdglich in Kenntnis zu setzen, wenn seinem
Antrag auf Ausstellung einer Wahlkarte nicht Folge gegeben wurde.*

4. § 28 Abs. 1 lautet:

»(1) Die Ausstellung der Wahlkarte ist im Wéahlerverzeichnis in der Rubrik "Anmerkung" bei dem
betreffenden Wihler mit dem Wort "Wahlkarte" in auffilliger Weise zu vermerken. Bis zum
neunundzwanzigsten Tag nach dem Wahltag haben die Gemeinden gegeniiber jedem im
Waihlerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten auf miindliche oder schriftliche Anfrage Auskunft zu
erteilen, ob fiir ihn eine Wahlkarte ausgestellt worden ist. Zu diesem Zweck haben Gemeinden nach
Weitergabe der Wihlerverzeichnisse an die Gemeindewahlbehérde bis zum angefiihrten Zeitpunkt
Kopien der Wéhlerverzeichnisse bereit zu halten, sofern sie nicht iiber andere Aufzeichnungen, z.B. in
einer EDV-Applikation, iiber die ausgestellten Wahlkarten verfiigen. Bei einer Anfrage hat der
Wabhlberechtigte seine Identitét glaubhaft zu machen.*

5. § 29 lautet:

5,8 29. Wihlbar sind alle Wahlberechtigten, die am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben
und die Voraussetzungen des § 41 NRWO fiir die Wahlbarkeit zum Nationalrat erfiillen.*

6. In § 30 Abs. 1 wird die Wortfolge ,spitestens am siebenunddreiligsten Tag™ durch die Wortfolge
»Spatestens am vierundvierzigsten Tag® ersetzt.

7. In § 31 Abs. 3 wird die Wortfolge ,)bis zum siebenunddreiBigsten Tag* durch die Wortfolge ,bis zum
vierundvierzigsten Tag" ersetzt.

8. In § 31 Abs. 4 wird die Wortfolge ,bis zum vierunddreiligsten Tag* durch die Wortfolge ,bis zum
einundvierzigsten Tag* ersetzt.

9. In § 34 Abs. 2 wird die Wortfolge ,spétestens am vierunddreiBBigsten Tag™ durch die Wortfolge
»Spatestens am einundvierzigsten Tag™ ersetzt.

10. In § 34 Abs. 3 wird die Wortfolge ,spétestens am vierundzwanzigsten Tag* durch die Wortfolge
»Spatestens am einunddreifigsten Tag™ ersetzt.

11. In § 34 Abs. 4 wird die Wortfolge ,spatestens jedoch am vierunddreiBigsten Tag* durch die Wortfolge
»spatestens jedoch am einundvierzigsten Tag™ ersetzt.

12. In § 35 wird die Wortfolge ,spétestens am vierunddreiBBigsten Tag™ durch die Wortfolge ,,spétestens
am einundvierzigsten Tag" ersetzt.

13. In § 36 Abs. 1 wird die Wortfolge ,spitestens am vierundzwanzigsten Tag* durch die Wortfolge
»spatestens am einunddreiBligsten Tag* ersetzt.

14. In § 37 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,spitestens am siebenundzwanzigsten Tag* durch die Wortfolge
»spatestens am vierunddreifligsten Tag* erserzt.

15. In § 37 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,bis zum siebenundzwanzigsten Tag" durch die Wortfolge ,bis zum
vierunddreiligsten Tag* ersetzt.

16. In § 39 Abs. 2 wird die Zeitangabe ,,18.00 Uhr* durch die Zeitangabe ,,17.00 Uhr* ersetzt.
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17. § 46 lautet:

,,8 46. (1) Das Wahlrecht kann von denjenigen Wihlern, denen entsprechend den §§ 26 und 27
Wahlkarten ausgestellt wurden, in jedem Wahllokal oder im Weg der Ubermittlung der verschlossenen
Wahlkarte an die zustidndige Bezirkswahlbehdrde ausgeiibt werden (Briefwahl). Die Stimmabgabe mittels
Briefwahl kann unmittelbar nach Erhalt der Wahlkarte erfolgen.

(2) Hierzu hat der Wihler den von ihm ausgefiillten amtlichen Stimmezettel in das beige-farbene
Wahlkuvert zu legen, dieses zu verschlieBen und in die Wahlkarte zu legen. Sodann hat er auf der
Wahlkarte durch eigenhidndige Unterschrift eidesstattlich zu erkldren, dass er den amtlichen Stimmzettel
personlich, unbeobachtet und unbeeinflusst ausgefiillt hat. AnschlieBend hat er die Wahlkarte zu
verschlieBen. Die Wahlkarte ist entweder so rechtzeitig an die Bezirkswahlbehdrde zu iibermitteln, dass
die Wahlkarte dort spatestens am Wahltag, 17.00 Uhr, einlangt, oder am Wahltag in einem Wahllokal des
Stimmbezirks der Bezirkswahlbehorde wihrend der Offnungszeiten des Wahllokals abzugeben.
Wahlkarten, die bei einer Stimmabgabe im Ausland bei einer dsterreichischen Vertretungsbehdrde oder
einer Osterreichischen Einheit bis zum sechsten Tag vor dem Wahltag, bei einer Vertretungsbehdrde
auBerhalb des Europédischen Wirtschaftsraums oder auBerhalb der Schweiz bis zum neunten Tag vor dem
Wahltag, einlangen, sind von der Vertretungsbehdrde oder der dsterreichischen Einheit an die zustindige
Bezirkswahlbehorde weiterzuleiten. Die Weiterleitung einer nach dem sechsten Tag vor dem Wahltag, in
Vertretungsbehorden auflerhalb des Europédischen Wirtschaftsraums oder auBerhalb der Schweiz nach
dem neunten Tag vor dem Wahltag, einlangenden Wahlkarte durch eine Osterreichische
Vertretungsbehdrde oder eine dsterreichische Einheit an die zustéindige Bezirkswahlbehorde ist zuléssig,
wenn gewidhrleistet erscheint, dass die Wahlkarte dennoch rechtzeitig bei der zustdndigen
Bezirkswahlbehorde einlangen kann, oder der Wahlberechtigte in Kenntnis gesetzt wird, dass ein
Einlangen méglicherweise nicht mehr rechtzeitig gewihrleistet ist. Die Kosten fiir eine Ubermittlung der
Wahlkarte an die Bezirkswahlbehorde im Postweg hat der Bund zu tragen.

(3) Die Stimmabgabe im Weg der Briefwahl ist nichtig, wenn
1. die eidesstattliche Erkldarung auf der Wahlkarte nicht oder nachweislich nicht durch den
Wahlberechtigten abgegeben wurde,

. die Wahlkarte kein Wahlkuvert enthélt,

. die Wahlkarte nur ein anderes oder mehrere andere als das beige-farbene Wahlkuvert enthélt,

. die Wahlkarte zwei oder mehrere beige-farbene Wahlkuverts enthlt,

. das Wahlkuvert beschriftet ist,

. die Priifung auf Unversehrtheit (§ 72 Abs. 1) ergeben hat, dass die Wahlkarte derart beschadigt
ist, dass ein vorangegangenes missbrauchliches Entnehmen oder Zuriicklegen des inliegenden
Wahlkuverts nicht ausgeschlossen werden kann,

7. aufgrund eines Verklebens der unter der Lasche gelegenen Felder der Wahlkarte die Daten oder

die Unterschrift des Wahlers nicht mehr sichtbar gemacht werden kdnnen oder

8. die Wahlkarte nicht spétestens am Wabhltag, 17.00 Uhr, bei der zustdndigen Bezirkswahlbehorde

eingelangt oder bis zu diesem Zeitpunkt in einem Wahllokal des Stimmbezirks abgegeben
worden ist.

AN AW N

(4) Nach Einlangen der fiir eine Stimmabgabe mittels Briefwahl verwendeten Wahlkarten bei der
Bezirkswahlbehorde sind die unter den Laschen befindlichen Daten nach deren Sichtbarmachung zu
erfassen und die Wahlkarten anschlieBend bis zur Auszéhlung (§ 72 Abs. 1) amtlich unter Verschluss zu
verwahren.

(5) Am Wahltag sowie am Tag vor der Wahl hat die Bezirkswahlbehdrde jeweils von 8.00 bis 17.00
Uhr fiir die Entgegennahme von Wahlkarten aus dem eigenen Stimmbezirk, die zur Stimmabgabe mittels
Briefwahl verwendet worden sind, Sorge zu tragen. Vor der Entgegennahme einer Wahlkarte hat sie zu
iiberpriifen, ob es sich bei dieser um eine Wahlkarte des eigenen Stimmbezirks handelt.*

18. § 56 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

,(3) In jedem Wahllokal sind wihrend der Offnungszeiten Wahlkarten des eigenen Stimmbezirks,
die zur Stimmabgabe mittels Briefwahl verwendet worden sind, zum Zweck der Weiterleitung an die
Bezirkswahlbehdrde (§ 67 Abs. 3 Z 10) entgegenzunehmen.*

19. In § 67 Abs. 2 Z 9 wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt.

20. § 67 Abs. 2 Z 9 wird folgende Z 10 angefiigt:

,10. die Zahl der gemilB § 56 Abs. 3 entgegengenommenen Wahlkarten des eigenen Stimmbezirks,
die zur Stimmabgabe mittels Briefwahl verwendet worden sind.*
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21. In § 67 Abs. 3 Z 8 wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt.

22. § 67 Abs. 3 werden folgende Z 9 und Z 10 angefiigt:
,.9. gegebenenfalls Unterlagen gemél § 27 Abs. 6 und Abs. 7 sowie nicht behobene Wahlkarten
gemal § 27 Abs. 8§;
10. die gemdBl § 56 Abs. 3 entgegengenommenen Wahlkarten des eigenen Stimmbezirks, die zur
Stimmabgabe mittels Briefwahl verwendet worden sind.*

23. § 67 wird folgender Abs. 7 angefiigt:

,»(7) Die gemill § 56 Abs. 3 entgegengenommenen Wahlkarten des eigenen Stimmbezirks, die zur
Stimmabgabe mittels Briefwahl verwendet worden sind, sind vorab an die Bezirkswahlbehorde zu
iibermitteln, wenn nicht sichergestellt ist, dass sie am ersten Tag nach dem Wahltag vor 9.00 Uhr mit der
Niederschrift einlangen.*

24. § 68 Abs. 2 vorletzter Satz lautet:
,Fur die Niederschrift gilt § 67 Abs. 2 Z 1 bis 6, 8, 9 und 10 sinngemaf.*

25. § 70 lautet:

»870. (1) Die Bezirkswahlbehorde hat die ihr mitgeteilten Wahlergebnisse der
Gemeindewahlbehdrden, in Wien der Sprengelwahlbehdrden, im Stimmbezirk zusammenzurechnen und
die so ermittelten Feststellungen der Landeswahlbehdrde unverziiglich auf die schnellste Art,
gegebenenfalls durch Boten, bekanntzugeben (Sofortmeldung).

(2) Am Wahltag um 17.00 Uhr hat die Bezirkswahlbehérde der Landeswahlbehdrde die Zahl der
rechtzeitig eingelangten Wahlkarten, die im Stimmbezirk zur Stimmabgabe mittels Briefwahl verwendet
worden sind, unverziiglich auf die schnellste Art, gegebenenfalls durch Boten, bekanntzugeben
(Sofortmeldung). Am Tag nach dem Wahltag hat die Bezirkswahlbehorde diese Zahl um die Zahl der im
Stimmbezirk gemdB § 56 Abs.3 entgegengenommenen Wahlkarten zu ergénzen und der
Landeswahlbehorde ebenfalls auf die schnellste Art, gegebenenfalls durch Boten, bekanntzugeben
(Sofortmeldung).

26. § 72 lautet:

»8 72. (1) Am Tag nach der Wahl, 9.00 Uhr, priift der Bezirkswahlleiter unter Beobachtung durch
die anwesenden Beisitzer die gemdl § 46 im Weg der Briefwahl bis zum Wahltag, 17.00 Uhr,
eingelangten sowie die allenfalls gemdl §56 Abs.3 von den Ortlichen Wahlbehorden
entgegengenommenen und an die Bezirkswahlbehorde weitergeleiteten Wahlkarten auf die
Unversehrtheit des Verschlusses sowie auf Sichtbarkeit der Daten und der Unterschrift des Wéhlers.
AnschlieBend priift er, ob die auf den Wahlkarten aufscheinenden eidesstattlichen Erkldrungen (§ 46
Abs. 2) vorliegen. Wahlkarten, die diese Voraussetzungen nicht erfiillen, diirfen in die Ergebnisermittlung
nicht miteinbezogen werden. Danach 6ffnet der Bezirkswahlleiter die Wahlkarten, entnimmt die darin
enthaltenen miteinzubeziehenden beige-farbenen Wahlkuverts und legt diese in ein hierfiir vorbereitetes
Behiltnis. Wahlkarten, bei denen ein Nichtigkeitsgrund gemil3 § 46 Abs. 3 Z 2 bis 5 vorliegt, diirfen in
die Ergebnisermittlung ebenfalls nicht miteinbezogen werden. Nicht miteinzubeziechende Wahlkarten sind
dem Wahlakt unter Verschluss beizufiigen. Die Griinde fiir das Nicht-Miteinbeziehen der Wahlkarten
sind in einer Niederschrift festzuhalten. Nach griindlichem Mischen der miteinzubeziehenden
Wahlkuverts hat die Bezirkswahlbeh6rde diese zu 6ffnen, die amtlichen Stimmzettel zu entnehmen, deren
Giiltigkeit zu tberpriifen, die ungiiltigen amtlichen Stimmzettel mit fortlaufender Nummer zu versehen
und fiir die mittels Briefwahl abgegebenen Stimmen festzustellen:

1. die Gesamtsumme der abgegebenen giiltigen und ungiiltigen Stimmen;
2. die Summe der abgegebenen ungiiltigen Stimmen;
3. die Summe der abgegebenen giiltigen Stimmen;

4. die auf die einzelnen Parteien entfallenden abgegebenen giiltigen Stimmen (Parteisummen).

(2) Sodann hat die Bezirkswahlbehorde fiir den Bereich des Stimmbezirks die Wahlergebnisse der
mittels Briefwahl abgegebenen Stimmen mit den Wahlergebnissen gemdl §70 Abs. 1
zusammenzurechnen, unverziiglich, auf die schnellste Art der zustindigen Landeswahlbehorde
bekanntzugeben (Sofortmeldung) und in einer Niederschrift festzuhalten. Die Ergebnisse der mittels
Briefwahl abgegebenen Stimmen sind getrennt auszuweisen. Anschlieend hat die Bezirkswahlbehdrde
fiir die mittels Briefwahl abgegebenen Stimmen die fiir jeden Bewerber auf den Parteilisten entfallenden
Vorzugsstimmen zu ermitteln und in Vorzugsstimmenprotokolle einzutragen.
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(3) Sobald bei den Bezirkswahlbehorden alle Wahlakten der Gemeindewahlbehérden, in Wien der
Sprengelwahlbehorden, eingelangt sind, sind diese von den Bezirkswahlbehorden auBlerhalb Wiens
alphabetisch nach Gemeinden, in Wien nach Wahlsprengeln, zu ordnen und die ortlichen Wahlergebnisse
auf etwaige Irrtimer in den zahlenméaBigen Ergebnissen zu iiberpriifen und diese erforderlichenfalls
richtigzustellen. Sodann hat die Bezirkswahlbehdrde fiir den Bereich des Stimmbezirks die endgiiltigen
ortlichen Wahlergebnisse zusammenzurechnen und in einer Niederschrift festzuhalten.

(4) SchlieBlich hat die Bezirkswahlbehérde auf Grund der ihr vorliegenden
Vorzugsstimmenprotokolle der Gemeinden sowie auf Grund der Vorzugsstimmenprotokolle gemif
Abs. 2 letzter Satz fiir jeden Bewerber auf den Parteilisten eines verdffentlichten Wahlvorschlages die auf
ihn entfallenden Vorzugsstimmen gemiB § 73 zu ermitteln und fiir den Bereich des Stimmbezirks in
Vorzugsstimmenprotokollen festzuhalten.

(5) Die Niederschriften gemif3 Abs. 1, 2 und 3 sowie die Vorzugsstimmenprotokolle gemif3 Abs. 4
bilden den Wahlakt der Bezirkswahlbehorde. Diesem sind die Wahlakten der Gemeindewahlbehdrden, in
Wien der Sprengelwahlbehorden, sowie die Unterlagen, mit denen die Wahlkartenwéhler entsprechend
§ 46 Abs. 4 erfasst worden sind, als Beilagen anzuschlieBen und umgehend verschlossen, womdoglich im
versiegelten Umschlag, der zustindigen Landeswahlbehorde zu iibermitteln.

(6) In Stadten mit eigenem Statut haben die Sprengelwahlbehdrden ihre Berichte unmittelbar an die
Bezirkswahlbehorde zu erstatten. Auch die Wahlakten sind von den Sprengelwahlbehérden unmittelbar
an die Bezirkswahlbehorde zu iibersenden. Die Abs. 3 bis 5 und die §§ 68 bis 71 sind mit der Mallgabe
anzuwenden, dass die Zusammenrechnung der Ortlichen Wahlergebnisse und die Feststellung des
Wabhlergebnisses im Stimmbezirk der Bezirkswahlbehorde obliegt.

(7) Auf Wunsch hat der Bezirkswahlleiter allenfalls anwesenden Wahlbeobachtern (§ 9a Abs. 1)
eine von ihm unterfertigte Zusammenstellung des Stimmenergebnisses der Wahlbehorde auszufolgen.

(8) Am vierzehnten Tag nach dem Wahltag hat die Bezirkswahlbehdrde die Zahl der bis dahin
verspatet eingelangten Wahlkarten festzustellen und der Bundeswahlbehérde im Weg der
Landeswahlbehdrden bekanntzugeben. Weiters hat sie fiir eine Vernichtung der ungedffneten Wahlkarten
zum Zeitpunkt, zu dem das Ergebnis der Wahl unanfechtbar feststeht, Sorge zu tragen.*

27. In § 74 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,gemal § 70° durch die Wortfolge ,,gemal § 70 Abs. 1% ersetzt.

28. § 74 Abs. 3 lautet:

,»(3) Die Landeswahlbehdrde hat nach Vorliegen der Berichte gemél3 § 72 Abs. 2 erster und zweiter
Satz die darin enthaltenen, mittels Briefwahl abgegebenen Stimmen jeweils mit dem gemifl Abs. 2
bekanntzugebenden Stimmenergebnis zusammenzufassen und auf die schnellste Art der
Bundeswahlbehorde zu berichten (Sofortmeldung). Weiters hat die Landeswahlbehérde aufgrund der
Berichte gemdB § 70 Abs.2 die Gesamtzahl der in den Stimmenbezirken rechtzeitig eingelangten
Wahlkarten, die zur Stimmabgabe mittels Briefwahl verwendet worden sind festzustellen und diese Zahl
unverziiglich der Bundeswahlbehorde auf die schnellste Art bekanntzugeben (Sofortmeldung).*

29. In § 85 Abs. 1 wird der Betrag ,,0,68 Euro* durch den Betrag ,,0,75 Euro* ersetzt.
30. § 85 Abs. 2 lautet:

»(2) Der in Abs. 1 festgesetzte Vergiitungssatz vermindert oder erhoht sich, beginnend mit dem
1. Janner 2012, jéhrlich in dem MaB, das sich aus der Verdnderung des von der Bundesanstalt Statistik
Osterreich verlautbarten Verbraucherpreisindex 2010 oder des an seine Stelle tretenden Index gegeniiber
der fiir Jinner 2011 verlautbarten Indexzahl ergibt, wobei Anderungen der Indexzahlen solange nicht zu
beriicksichtigen sind, als sie zehn Prozent der fiir Jinner 2011 verlautbarten Indexzahl oder der in der
Folge als Bemessungsgrundlage fiir eine Anderung des Vergiitungssatzes herangezogenen Indexzahl
nicht iibersteigen. Andert sich der Vergiitungssatz, so ist er auf einen ganzen Eurocent-Betrag zu runden
und im Bundesgesetzblatt kundzumachen.

30a. In § 90 wird die Wortfolge ,Bundesminister fiir Landesverteidigung durch die Wortfolge
»Bundesminister fiir Landesverteidigung und Sport* ersetzt.

31. § 91 wird folgender Abs. 8 angefiigt:

»(8) Die §§ 2 Abs. 2, 13 Abs. 2, 27, 28 Abs. 1, 29, 30 Abs. 1, 31 Abs. 3 und 4, 34 Abs. 2, 3 und 4,
35,36 Abs. 1, 37 Abs. 1 und 2, 39 Abs. 2, 46, 56 Abs. 3, 67 Abs. 2 Z 9 und Z 10 und Abs. 3 Z 8, 9 und
10, 67 Abs. 7, 68 Abs. 2, 70, 72, 74 Abs. 1 und 3, 85 Abs. 1 und 2 sowie die Anlagen 1 und 2 Vorderseite
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 43/2011 treten mit 1. Oktober 2011 in Kraft.”
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32. Die Anlage 1 lautet:

Ortschaft:

Gemeinde:

Bezirk:

Land:

Regionalwahlkreis: ..

BGBI. I - Ausgegeben am 7. Juli 2011 - Nr. 43

Blatt

~_Wahlerverzeichnis

Wahlsprengel:

Gemeinde-Bez.:

26 von 34

StraBe
.Gasse
Platz

Fortl.
Zahl

Haus- | Tdr-

Nummer

Familienname oder Nachname, Vorname (voll ausschreiben)

Geburts-
jahr

Abgegebene
Stimme ™)

ménnlich

weiblich

An-
merkung

*) Hier ist die fortlaufende Zahl des Abstimmungsverzeichnisses zu vermerken!
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33. Die Anlage 2, Vorderseite, lautet:

Anlage 2, Vorderseite Papierfarbe: weill

Fortaufende Zah! Vorname, Familienname oder Nachname Geburtsjahr
im Wahlerverzeichnis

i Wah I ka rte Europawahl XXXX

Gemeinde StraBe/Gasse/Platz, Hausnummer

Eidesstattliche Erklarung (bei einer Stimmabgabe mittels Briefwahl):

\

} Mit nebenstehender Unterschrift erklare ich
? eidesstattlich, dass ich den inliegenden amt-
‘ lichen Stimmzettel personlich, unbeobachtet
| und unbeeinflusst ausgefilllt habe.

Bezirk Wabhlsprengel Regionalwahlkreis
Ort, Datum Unterschrift des Brgermesters
(der) Birgermeisterin/
filr den (die) Blrgermelster(in) Die oben genarirte Personist berechiigt, ihr Webifecht uch auBerhalb des
Amts- Ortes, an dem sie im Wahlerverzeichnis eingetragen ist, auszudben, Dupli-
i stampighe J kate fiir abhanden gekommene Wahlkarten dirfen in keinem Fall ausgefolgt
werden

Mit dieser Wahlkarte kénnen Sie lhre Stimme fiir die Europawahl XXXX auf folgende Weise abgeben:

1. Mittels Briefwahl vom Inland oder vom Ausland aus, ab Erhalt der Wahlkarte:

e Fillen Sie bitte den amtlichen Stimmzettel aus.

e Legen Sie den amtlichen Stimmzettel in das beiliegende beige-farbene gummierte Wahlkuvert und kleben Sie dieses zu.

@ Geben Sie bitte das beige-farbene verschlossene Wahlkuvert in dieses Wahlkartenkuvert.

e Geben Sie die eidesstattliche Erklarung durch |hre eigenhandige Unterschrift in der dafur vorgesehenen Rubrik ab und
kleben Sie das Wahlkartenkuvert ebenfalls zu.

® Sorgen Sie dafur, dass die Wahlkarte spatestens am Wahltag (XX. XXXXX XXXX), 17.00 Uhr, bei der zusténdigen Be-
zirkswahlbehorde einlangt. Die zusténdige Bezirkswahlbehorde ist jene Wahlbehdrde, deren Anschrift auf der Wahl-
karte aufgedruckt ist. Sie kdnnen |hre Wahlkarte z. B. in einen Postbriefkasten werfen, auf einer Postgeschéftsstelle auf-
‘%eben oder bei der zusténdLijghen Bezirkswahlbehérde, die die Wahlkarte auch am Samstag vor der Wahl sowie am

ahltag in der Zeit von 8.00 Uhr bis 17.00 Uhr entgegennimmt, abgeben. Sie haben weiters die Méglichkeit, die Wahl-

karte am Wahiltag bei jedem gedffneten Wahllokal lhres Stimmbezirks abzugeben.

© Bei einer Stimmabgabe im Ausland wird die Wahlkarte, wenn Sie diese bel einer dsterreichischen Vertretungs-
behdrde oder einer dsterreichischen Einheit bis zum XX. XXXXX XXXX abgeben (bei Vertretungsbehdrden
ausserhalb des Europdischen Wirtschaftsraumes oder der Schweiz bis zum XX. XXXXX XXXX), an die Bezirks-
wahlbehérde weitergeleitet.

2. Vor einer Wahlbehdrde im Inland am Wahltag:

¢ In jeder Gemeinde Osterreichs ist jedes Wahllokal fir Wahlkartenwéhler(innen) eingerichtet. Beachten Sie bitte
die unterschiedlichen Offnungszeiten der Wahllokale. .

¢ Bewahren Sie die Wahlkarte bis zum Wahltag (XX. XXXXX XXXX) sorgfiltig auf. Ubergeben Sie bei der Stimm-
abgabe im Wahllokal die unausgefiillte Wahlkarte samt Inhalt dem (der) Wahlleiter(in) im Wahllokal. Er (Sie) wird
Ihnen die weiteren Schritte bei der Stimmabgabe erklaren.

® | egen Sie bitte dem Wabhlleiter (der Wahlleiterin} eine Urkunde oder sonstige amtliche Bescheinigung (zum Beispiel einen
amtlichen Lichtbildausweis) vor, aus der |Ihre Identitat einwandfrei ersichtlich ist.

¢ Wenn lhnen der Besuch des zustandigen Wahllokals am Wahltag infolge mangelnder Geh- und Transportfahigkeit
oder Bettlagerigkeit, sei es aus Krankheits-, Alters- oder sonstigen Griinden, oder wegen lhrer Unterbringung in
gerichtlichen Gefangenenhéusern, Strafvollzugsanstalten, im MaBnahmenvollzug oder in Haftraumen unmaéglich
ist, kdnnen Sie mit dieser Wahlkarte in einem Anstaltssprengel - falls eingerichtet — oder vor einer besonderen
Wahlbehdrde (auch ,fliegende Wahlkommission“ genannt) lhre Stimme abgeben.

Nihere Auskinfte erteilen Ilhnen:

e das Bundesministerium fur Inneres {Anschrift: XXOOOXXXXXOOOCOOOKXXXXXXXXX XK, Telefon: XXXOOXXKXXKXXXX,
Fao: 2OCO0000KCKXK, E-Mail: XXOXXXXXXX XXX, Internetadresse: XXX XXX),

¢ das Bundesministerium flUr eurcpaische und internationale Angelegenheiten, (Anschrift: XXXXXXXXKXXXXXXXX-
KXOOXKXXXXXX, Telefon: XXOOXOOOCOKKK, Fax: XXOKXXXXXXXXX, E-Mail: XXXXXXXXXXXXX, Internetadresse:
.00 0.0.6.0.0.000.9.006.6¢0 48

e jede Vertretungsbehorde (Botschaft, Generalkonsulat, Konsulat).

Bitte beachlen Sie: Bei einer Stimmabgabe mittels Brietwahl muss die Wahlkarte bis spétestens am Wahltag,
X0 XXNXX XXXX, 17.00 Uhr, bei der zustandigen Bezirkswahlbehirde einlangen oder die Wahlkarte kann bis

zur SchlieBung eines Wahllokales Ihres Stimmbezirkes abgegeben werden.
Abhanden gekommene Wahlkarten darf die Gemeinde keinesfalls ersetzen!
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Artikel 5
Anderung des Wihlerevidenzgesetzes 1973

Das Wihlerevidenzgesetz 1973, BGBI. Nr. 601, zuletzt geidndert durch das Bundesgesetz BGBI. 1
Nr. 13/2010, wird wie folgt gedndert:

1. In § 2 lauten die Abs. 1 und 2:

,»(1) In die Wéhlerevidenz sind aufgrund der im Melderegister enthaltenen Angaben alle Méanner und
Frauen einzutragen, die die dsterreichische Staatsbiirgerschaft besitzen, vor dem 1. Janner des Jahres der
Eintragung das 14. Lebensjahr vollendet haben, vom Wahlrecht zum Nationalrat nicht ausgeschlossen
sind und in der Gemeinde ihren Hauptwohnsitz haben. Fiir Personen, die auf Grund der Entscheidung
eines Gerichts oder einer Verwaltungsbehorde festgenommen oder angehalten werden, gilt in
wahlrechtlichen Angelegenheiten der vor dieser Festnahme oder Anhaltung zuletzt begriindete Wohnsitz
oder Hauptwohnsitz als Wohnsitz oder Hauptwohnsitz, sofern sie iiber keinen anderen Wohnsitz oder
Hauptwohnsitz auflerhalb des Ortes der Festnahme oder der Anhaltung verfiigen.

(2) Erfasste Personen, die ihren Hauptwohnsitz in eine andere Gemeinde verlegen, sind bei
Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen fiir die Eintragung in die Wahlerevidenz dieser Gemeinde
einzutragen. In der Wahlerevidenz der Gemeinde, in der sie ihren Hauptwohnsitz aufgegeben haben, sind
sie zu streichen. Zu diesem Zweck hat die Gemeinde, in der die Eintragung in die Wéhlerevidenz erfolgt,
die Gemeinde, in deren Wéhlerevidenz die Streichung vorzunehmen ist, unter Angabe der fritheren
Wohnadresse von der neuen Eintragung unverziiglich und nachweislich zu verstindigen. Verlegt eine
erfasste Person, die aufgrund der Entscheidung eines Gerichts oder einer Verwaltungsbehorde
festgenommen oder angehalten wird, ihren Hauptwohnsitz an den Ort ihrer Festnahme oder Anhaltung, so
hat die Gemeinde des Ortes der Festnahme oder Anhaltung jene Gemeinde, in der die erfasste Person
bisher ihren Hauptwohnsitz hatte, unverziiglich und nachweislich zu verstindigen, dass die erfasste
Person aufgrund Abs. 1 zweiter Satz weiterhin in der Wihlerevidenz dieser Gemeinde eingetragen zu
bleiben hat. Die Verstdndigungen kénnen entfallen, wenn der jeweils zugrundeliegende Vorgang durch
einen Vorgang im Zentralen Melderegister belegt ist.*

2. § 13a werden folgende Abs. 6 und 7 angefiigt:

»(0) § 2 Abs. 1 und 2 sowie § 13b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 43/2011 treten mit
1. Oktober 2011 in Kraft.

(7) § 13b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 43/2011 tritt mit 31. Dezember 2012 aufler
Kraft.”

3. § 13b samt Uberschrift lautet:
,,Ubergangsbestimmung

§ 13b. Personen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes vom Wahlrecht
ausgeschlossen sind, sind zu diesem Zeitpunkt unter Beachtung von § 2 Abs. 1 letzter Satz des
Waihlerevidenzgesetzes 1973 in der Wahlerevidenz zu erfassen, wenn fiir sie die Tatbestandsmerkmale
fiir einen Ausschluss vom Wahlrecht gemiB § 22 Abs. 1 NRWO nicht mehr vorliegen. Die Uberpriifung
hat anhand des Strafregisters zu erfolgen.*

Artikel 6
Anderung des Europa-Wihlerevidenzgesetzes

Das Bundesgesetz iiber die Fithrung stidndiger Evidenzen der Wahl- und Stimmberechtigten bei
Wabhlen zum Européischen Parlament (Europa-Waihlerevidenzgesetz — EuWEG), BGBI. Nr. 118/1996,
zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 13/2010, wird wie folgt gedndert:

1. In § 2 lauten die Abs. 1 und 2:

»(1) In die Europa-Wéhlerevidenz sind aufgrund der im Melderegister enthaltenen Angaben
Unionsbiirger einzutragen, die vor dem 1. Janner des Jahres der Eintragung das 14. Lebensjahr vollendet
haben, vom Wahlrecht zum Européischen Parlament nicht ausgeschlossen (§ 3) sind und

1. die dsterreichische Staatsbiirgerschaft besitzen und ihren Hauptwohnsitz in Osterreich haben oder
die Voraussetzungen des § 4 erfiillen oder
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2. die Voraussetzungen des § 5 erfiillen.

Fir Personen, die auf Grund der Entscheidung eines Gerichts oder einer Verwaltungsbehorde
festgenommen oder angehalten werden, gilt in wahlrechtlichen Angelegenheiten der vor dieser
Festnahme oder Anhaltung zuletzt begriindete Wohnsitz oder Hauptwohnsitz als Wohnsitz oder
Hauptwohnsitz, sofern sie iiber keinen anderen Wohnsitz oder Hauptwohnsitz auflerhalb des Ortes der
Festnahme oder Anhaltung verfiigen.

(2) Erfasste Personen, die ihren Hauptwohnsitz innerhalb Osterreichs in eine andere Gemeinde
verlegen, sind bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen fiir die Eintragung in die Europa-
Waihlerevidenz dieser Gemeinde einzutragen. In der Europa-Wéhlerevidenz der Gemeinde, in der sie
ihren Hauptwohnsitz aufgegeben haben, sind sie zu streichen. Zu diesem Zweck hat die Gemeinde, in der
die Eintragung in die Europa-Waihlerevidenz erfolgt, die Gemeinde, in deren Europa-Wéhlerevidenz die
Streichung vorzunehmen ist, unter Angabe der frilheren Wohnadresse von der neuen Eintragung
unverziiglich und nachweislich zu verstindigen. Verlegt eine erfasste Person, die aufgrund der
Entscheidung eines Gerichts oder einer Verwaltungsbehdrde festgenommen oder angehalten wird, ihren
Hauptwohnsitz an den Ort ihrer Festnahme oder Anhaltung, so hat die Gemeinde des Ortes der
Festnahme oder Anhaltung jene Gemeinde, in der die erfasste Person bisher ihren Hauptwohnsitz hatte,
unverziiglich und nachweislich zu verstdndigen, dass die erfasste Person aufgrund Abs. 1 letzter Satz
weiterhin in der FEuropa-Wihlerevidenz dieser Gemeinde eingetragen zu bleiben hat. Die
Verstidndigungen konnen entfallen, wenn der jeweils zugrundeliegende Vorgang durch einen Vorgang im
Zentralen Melderegister belegt ist.*

2. § 2 wird folgender Abs. 7 angefiigt:

»(7) Fiir erfasste Personen, denen die personliche Freiheit entzogen wurde (Art. 2 bis 4 des
Bundesverfassungsgesetzes iiber den Schutz der personlichen Freiheit, BGBI. Nr. 684/1988), gilt in
wahlrechtlichen Angelegenheiten der vor der Festnahme oder Anhaltung zuletzt begriindete Wohnsitz
oder Hauptwohnsitz als Wohnsitz oder Hauptwohnsitz, sofern diese Personen iiber keinen anderen
Wohnsitz oder Hauptwohnsitz auflerhalb des Ortes der Freiheitsentziehung verfiigen.*

3. § 3 lautet:

,»8 3. (1) Wer durch ein inléndisches Gericht wegen einer

l.nach dem 14., 15., 16., 17., 18., 24. oder 25. Abschnitt des Besonderen Teils des
Strafgesetzbuches — StGB strafbaren Handlung;

2. strafbaren Handlung gemif §§ 278a bis 278e StGB;

3. strafbaren Handlung gemél dem Verbotsgesetz 1947,

4. in Zusammenhang mit einer Wahl, einer Volksabstimmung, einer Volksbefragung oder einem
Volksbegehren begangenen strafbaren Handlung nach dem 22. Abschnitt des Besonderen Teils
des StGB

zu einer nicht bedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr oder wegen einer
sonstigen mit Vorsatz begangenen strafbaren Handlung zu einer nicht bedingt nachgesehenen
Freiheitsstrafe von mehr als fiinf Jahren rechtskriftig verurteilt wird, kann vom Gericht (§ 446a StPO)
unter Zugrundelegung der Umstinde des Einzelfalls vom Wahlrecht ausgeschlossen werden.

(2) Der Ausschluss vom Wahlrecht beginnt mit Rechtskraft des Urteils und endet, sobald die Strafe
vollstreckt ist und mit Freiheitsentziechung verbundene vorbeugende MalBnahmen vollzogen oder
weggefallen sind; ist die Strafe nur durch Anrechnung einer Vorhaft verbiiit worden, so endet der
Ausschluss mit Rechtskraft des Urteils. Fallt das Ende des Ausschlusses vom Wahlrecht in die Zeit nach
dem Stichtag, so kann bis zum Ende des Einsichtszeitraums (§ 13 Abs. 1 EuWO) die Aufnahme in das
Wahlerverzeichnis begehrt werden.*

3a. § 18 samt Uberschrift lautet:

,,Ubergangsbestimmung

§ 18. Personen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes vom Wahlrecht
ausgeschlossen sind, sind zu diesem Zeitpunkt unter Beachtung von § 2 Abs. 7 EuWO in der Europa-
Wihlerevidenz zu erfassen, wenn fiir sie die Tatbestandsmerkmale fiir einen Ausschluss vom Wabhlrecht
gemiB § 3 Abs. 1 nicht mehr vorliegen. Die Uberpriifung hat anhand des Strafregisters zu erfolgen.

4. § 20 werden folgende Abs. 6 und 7 angefiigt:

»(6) Die §§ 2 Abs. 1, 2 und 7, 3 und 18 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 43/2011
treten mit 1. Oktober 2011 in Kraft.
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(7) § 18 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 43/2011 tritt mit 31. Dezember 2012 auf3er
Kraft.

Artikel 7
Anderung des Volksabstimmungsgesetzes 1972

Das Volksabstimmungsgesetz 1972, BGBI. Nr. 79/1973, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 13/2010, wird wie folgt gedndert:

1. In § 12 Abs. 1 wird die Wortfolge ,90 Abs. 1, 3 bis 6, durch die Wortfolge ,,90 Abs. 1, 3,5, 6 und 8,

ersetzt.
2.In § 18 Abs. 1 wird der Betrag ,,0,56 Euro* durch den Betrag ,,0,62 Euro* ersetzt.

3. § 18 Abs. 2 lautet:

»(2) Der in Abs. 1 festgesetzte Vergiitungssatz vermindert oder erhoht sich, beginnend mit dem
1. Janner 2012, jéhrlich in dem MaB, das sich aus der Verdnderung des von der Bundesanstalt Statistik
Osterreich verlautbarten Verbraucherpreisindex 2010 oder des an seine Stelle tretenden Index gegeniiber
der fiir Jinner 2011 verlautbarten Indexzahl ergibt, wobei Anderungen der Indexzahlen solange nicht zu
berticksichtigen sind, als sie zehn Prozent der fiir Jinner 2011 verlautbarten Indexzahl oder der in der
Folge als Bemessungsgrundlage fiir eine Anderung des Vergiitungssatzes herangezogenen Indexzahl
nicht {ibersteigen. Andert sich der Vergiitungssatz, so ist er auf einen ganzen Eurocent-Betrag zu runden
und im Bundesgesetzblatt kundzumachen.*

3a. In § 20 wird die Wortfolge ,Bundesminister fiir Landesverteidigung™ durch die Wortfolge
,Bundesminister fiir Landesverteidigung und Sport* ersezzt.

4. § 21 wird folgender Abs. 5 angefiigt:

»(5) Die §§ 12 Abs. 1 und 18 Abs. 1 und 2 sowie die Anlage 1 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 43/2011 treten mit 1. Oktober 201 1in Kraft.”
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Ortschaft: Blatt Wahlsprengel:
Gemeinde: Gemeinde-Bez.:
Bezirk: : ’
- Stimmliste i
h “fur die Volksabstimmung ... Gasse
Regionalwahlkreis: . am XX XX, XXXX Platz
< e Abgegebene
H T g -
FZOJ'_?" R & Familienname oder Nachname, Vorname (voll ausschreiben) GE;%:‘S' Stimme ) me.?ir:ung
Nummer ménnlich | weiblich

*) Hier ist die fortlaufende Zahl des Abstimmungsverzeichnisses zu vermerkenl!
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Artikel 8
Anderung des Volksbefragungsgesetzes 1989

Das Volksbefragungsgesetz 1989, BGBI. Nr. 356, zuletzt geédndert durch das Bundesgesetz BGBI. 1
Nr. 13/2010, wird wie folgt gedndert:

1. In § 13 Abs. 1 wird die Wortfolge ,90 Abs. 1, 3 bis 6, durch die Wortfolge ,,90 Abs. 1, 3,5, 6 und 8,

erselzt.
2.In § 19 Abs. 1 wird der Betrag ,,0,56 Euro* durch den Betrag ,,0,62 Euro* ersetzt.
3. § 19 Abs. 2 lautet:

»(2) Der in Abs. 1 festgesetzte Vergiitungssatz vermindert oder erhoht sich, beginnend mit dem
1. Janner 2012, jéhrlich in dem MaB, das sich aus der Verdnderung des von der Bundesanstalt Statistik
Osterreich verlautbarten Verbraucherpreisindex 2010 oder des an seine Stelle tretenden Index gegeniiber
der fiir Jinner 2011 verlautbarten Indexzahl ergibt, wobei Anderungen der Indexzahlen solange nicht zu
beriicksichtigen sind, als sie zehn Prozent der fiir Jinner 2011 verlautbarten Indexzahl oder der in der
Folge als Bemessungsgrundlage fiir eine Anderung des Vergiitungssatzes herangezogenen Indexzahl
nicht {ibersteigen. Andert sich der Vergiitungssatz, so ist er auf einen ganzen Eurocent-Betrag zu runden
und im Bundesgesetzblatt kundzumachen.*

4. § 21 wird folgender Abs. 6 angefiigt:

,»(0) Die §§ 13 Abs. 1 und 19 Abs. 1 und 2 sowie die Anlage 1 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 43/2011 treten mit 1. Oktober 2011 in Kraft.”
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Ortschaft: Blatt Wahlsprengel:
Gemeinde: Gemeinde-Bez.:
Bezirk: : ’
- Stimmliste i
B far die Volksbefl‘agung . GassE
Regionalwahlkreis: am XX XX, XXXX Platz
< e Abgegebene
H T g -
FZOJ'_?" R & Familienname oder Nachname, Vorname (voll ausschreiben) GE;%:‘S' Stimme ) me.?ir:ung
Nummer ménnlich | weiblich

*) Hier ist die fortlaufende Zahl des Abstimmungsverzeichnisses zu vermerkenl!

www.ris.bka.gv.at



BGBI. I - Ausgegeben am 7. Juli 2011 - Nr. 43 34 von 34

Artikel 9
Anderung des Volksbegehrengesetzes 1973

Das Volksbegehrengesetz 1973, BGBI. Nr. 344, zuletzt geédndert durch das Bundesgesetz BGBI. 1
Nr. 13/2010, wird wie folgt gedndert:
1. § 6 lautet:

,»§ 6. Stimmberechtigt ist, wer am letzten Tag des Eintragungszeitraums (§ 5 Abs. 3) das 16.
Lebensjahr vollendet hat, zum Stichtag in einer Gemeinde des Bundesgebietes den Hauptwohnsitz hat
und zum Stichtag in der Wiahlerevidenz einer Gemeinde eingetragen ist.*

2. In § 7 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,§§ 38, 39 Abs. 1, 3 und 5, durch die Wortfolge ,,§§ 38, 39 Abs. 1, 3
und 7, ergdnzt.
3. § 24 wird folgender Abs. 7 angefiigt:
»(7) Die §§ 6 und 7 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBIL. I Nr. 43/2011 treten mit
1. Oktober 2011 in Kraft.”
Artikel 10
Anderung der Strafprozessordnung 1975

Die Strafprozessordnung 1975 (StPO), BGBL Nr. 631/1975, zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 1/2011, wird wie folgt gedndert:
1. Die Uberschrift des 21. Hauptstiickes lautet:

»vYerfahren bei vorbeugenden Maflnahmen und beim Verfall, beim erweiterten Verfall,
bei der Einziehung und bei der AusschlieBung vom Wahlrecht“

2. Die Abschnittsiiberschrift vor § 446a lautet:
»IV. Vom Verfahren bei der AusschlieBung vom Wahlrecht*

3. § 446a lautet:

,.§ 446a. (1) Uber die AusschlieBung vom Wahlrecht (§ 22 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 —
NRWO, BGBI. Nr. 471 und § 3 des Europa-Wahlerevidenzgesetzes — EUWEG, BGBI. Nr. 118/1996) ist
im Strafurteil zu entscheiden. Die Entscheidung steht dem Ausspruch iiber die Strafe gleich und kann
zugunsten und zum Nachteil des Verurteilten mit Berufung angefochten werden.

(2) Wenn nachtriaglich Umsténde eintreten oder bekannt werden, bei deren Vorliegen im Zeitpunkt
des Urteils kein Ausspruch nach Abs. 1 gefillt worden wire, so ist nach § 410 vorzugehen.*

4. § 514 wird folgender Abs. 16 angefiigt:

»(16) § 446a in der Fassung des Bundesgesetzes, BGBI. I Nr. 43/2011 tritt mit 1. Oktober 2011 in
Kraft.

Fischer

Faymann

www.ris.bka.gv.at



BUNDESKANZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2017-11-27T723:39:01+01:00
Informationen zur Prufung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
e : Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Prafinformation Informationen zur Prufung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://lwww.bka.gv.at/verifizierung
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.




	BUNDESGESETZBLATT

		2017-11-27T23:39:01+0100
	serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




